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I. Z u r Entwicklung der Sozialpoli t ik und des Sozialrechts der Europäischen 

Gemeinschaften i m Jahre 1980 

Auch im vergangenen Jahr standen die Beschäfligungsprobleme im Brennpunkt 

des Gemeinschaftsinteresses. In ihrem Vierzehnten Gesamtbericht über die Tät igkei t 

der Europäischen Gemeinschaften 1980 1 hebt die Kommission hervor, die Verschär­

fung der Arbeitslosigkeit, von der über 6 % der Erwerbspersonen in der Gemein­

schaft betroffen seien, habe die Suche nach einem Konsens auf Gemeinschaftsebene 

zwischen den Regierungen und den Sozialpartnern über die M a ß n a h m e n zur M i l ­

derung der sozialen Folgen der Krise und zur Förderung der Schaffung von 

Arbei tsplä tzen noch dringender werden lassen. 

Im einzelnen war die Kommission bestrebt, die Auswirkungen der neuen Techno­

logien sowohl auf die Beschäftigung als auch die Ausbildung zu klären. 
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Wegen Nichtanwendung der Richtlinie des Rates vom 9. Februar 1976 2 über die 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zur Beschäftigung, bei 
der Berufsbildung, beim beruflichen Aufstieg sowie bei den Arbeitsbedingungen hat 
die Kommission erneut Verfahren gemäß A r t . 169 E W G V eingeleitet. Verstöße 
wurden in Belgien, D ä n e m a r k , Frankreich, Irland, Italien und dem Vereinigten 
Königreich festgestellt. A n Luxemburg wurde wegen völliger Un tä t igke i t in diesem 
Bereich eine mit Gründen versehene Stellungnahme gerichtet. Im M a i 1980 fand in 
Manchester eine europäische Konferenz statt, an der Vertreter der nationalen Stel­
len teilnahmen, die mit der Durchführung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von M ä n n e r n und Frauen betraut sind. 3 Zweck dieser Konferenz war es, die 
Ergebnisse der A k t i o n auf dem Gebiet der Beschäftigung der Frau zu bewerten, die 
aufgetretenen Schwierigkeiten zu ermitteln und Leit l inien für die Zukunft zu erar­
beiten. Die Kommission hat dem Europäischen Parlament inzwischen eine Bilanz 
über die Gemeinschaftsaktion zugunsten der Frauen vorgelegt, in der die Bereiche 
bestimmt werden, in denen vorrangig M a ß n a h m e n getroffen werden sollen. 4 

Im Zusammenhang mit der Freizügigkeit der Arbeitnehmer bemüh t sich die 
Kommission nicht allein um die Anwendung der einschlägigen Gemeinschaftsvor­
schriften5 durch die Mitgliedstaaten, sondern strebt an, die Verfahren zur Über ­
mittlung von Stellenangeboten und Arbeitsgesuchen im internationalen Ausgleich 
wirksam werden zu lassen. Die Mi t t e l des Europäischen Sozialfonds werden ver­
s tärk t für M a ß n a h m e n zugunsten von Gebieten eingesetzt, die einen Entwicklungs­
rückstand aufweisen oder sich in besonderen Schwierigkeiten befinden. V o n großer 
Dringlichkeit sind auch M a ß n a h m e n zur Förderung von Jugendlichen* 

Was den sozialen Schutz i . e. S. angeht, so hat die Kommission im Rahmen ihrer 
Arbeiten zur Anpassung der Arbeitszeit dem Rat am 17. 7. 1980 eine für den Stän­
digen Ausschuß für Beschäftigungsfragen bestimmte Mit te i lung „Gemeinschaftliche 
Leitl inien über die flexible Rentenaltersgrenze" zugeleitet. 7 D a r i n w i r d u. a. - nicht 
zuletzt aus arbeitsmarktpolitischen G r ü n d e n - angeregt, eine flexiblere Altersgrenze 
einzuführen und ein schrittweises Ausscheiden aus dem Arbei t sprozeß zu ermög­
lichen. 8 Die Kommission hat dem Rat einen Bericht zur zwischenzeitlichen Beurtei­
lung des Programms zur Bekämpfung der Armut übermit te l t . Daraufhin hat der 
Rat dieses Programm um ein weiteres Jahr ver länger t . 9 

A u f dem Gebiet der sozialen Sicherheit der Wanderarbeitnehmer hat die K o m ­
mission dem Rat am 18. 6. 1980 einen Vorschlag für eine Verordnung zur Ä n d e ­
rung der Verordnung (EWG) N r . 1408/71 zugunsten beschäftigungsloser Arbeit­
nehmer zugeleitet. Es geht darin um die Wahrung von Ansprüchen auf Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit und die Gewährung von Frührente bei Verlegung des Wohn­
sitzes in einen Mitgliedstaat, der nicht das letzte Beschäftigungsland ist . 1 0 

A m 27. 11. 1980 hat sich der Rat mit den Vorschlägen der Kommission für die 
Verordnung über die soziale Sicherheit der innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandernden Selbständigen einverstanden erklär t . Diese Verordnung zielt darauf 
ab, das gemeinschaftliche System zur Koordinierung der einzelstaatlichen Systeme 
der sozialen Sicherheit, in das die Wanderarbeitnehmer seit 1959 einbezogen sind, 
auf alle selbständig Erwerbstätigen auszudehnen. A u f der Ebene der Europäischen 
Gemeinschaften w i r d auf diese Weise eine Lücke im System der sozialen Sicherheit 
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geschlossen. D ie Selbständigen werden (mit einigen Ausnahmen) in Zukunft in den 
G e n u ß der gleichen Gemeinschaftsregelung kommen, wie sie bereits für Arbeitneh­
mer gilt. Das betrifft insbesondere die Gleichbehandlung gegenüber inländischen 
Staatsangehörigen in Ansehung der nationalen Rechtsvorschriften der Mi tg l ied­
staaten. Anzumerken ist, d aß die Verordnung für Familienbeihilfen nicht gelten 
wi rd . Die Anwendbarkeit dieser neuen Verordnung häng t allerdings davon ab, daß 
der Rat zuvor noch eine Reihe anderer Rechtsänderungen - so in bezug auf die 
Verordnung ( E W G ) N r . 574/72 - vornimmt. 1 1 

A m 6. 6. 1980 hat der Rat den Bericht der Kommission über das erste gemein­
schaftliche Aktionsprogramm zur beruflichen Rehabilitation von Behinderten 
(1974-1979) zur Kenntnis genommen. 1 2 Das Programm zielt ab auf die Verbesse­
rung der Zugangsmöglichkeiten behinderter Arbeitnehmer zum Arbeitsmarkt, auf 
die Aufklärung der Öffentlichkeit über die Probleme der Behinderten, u. a. 

Im Jahre 1980 wurde das Ratifizierungsverfahren über den EG-Beitritt Grie­
chenlands abgeschlossen. Seit dem 1. 1. 1981 gehört Griechenland zu den Europä i ­
schen Gemeinschaften. D ie Freizügigkeit der griechischen Arbeitnehmer, d. h. das 
Recht, in jedem Mitgliedstaat der Gemeinschaft wie ein In länder freien Zugang 
zum Arbeitsmarkt zu haben, w i r d allerdings erst nach Ablau f einer Übergangsfrist 
wirksam. Bereits jetzt - seit 1. 1. 1981 - ist Griechenland jedoch in die gemein­
schaftsrechtlichen Vorschriften über die soziale Sicherheit - Verordnung ( E W G ) N r . 
1408/71 und Verordnung ( E W G ) N r . 574/72 - einbezogen. 1 3 

Die Folgen der wirtschaftlichen Rezession werden im übrigen natürl ich auch im 
Bereich der Sozialpolit ik der Gemeinschaft sichtbar und dort auch als besonders 
schmerzhaft empfunden. Der Spielraum für europäische Sozialpoli t ik ist eng ge­
worden, und man mag es als symptomatisch ansehen, d a ß innerhalb der Kommis­
sion in bezug auf die soziale Sicherheit derzeit nicht nur über eine Verbesserung der 
gehobenen Systeme der sozialen Sicherheit nachgedacht w i rd , sondern auch darüber , 
wie man ein Existenzminimum für jedermann in der gesamten Gemeinschaft garan­
tieren kann. 

H ie r zeigen sich Parallelen zur Entwicklung in den Mitgliedstaaten: auch dort 
ist - in einzelnen Ländern mit einer zeitlichen Beschleunigung oder aber Verzöge­
rung - etwa Mit te der 70er Jahre eine Zäsur zu konstatieren, welche die Ablösung 
einer Phase kontinuierlichen wirtschaftlichen Wachstums und - damit verbunden -
eines steten Ausbaus des Systems der sozialen Sicherheit durch eine Periode mar­
kiert, die durch verlangsamtes Wirtschaftswachstum bzw. wirtschaftliche Stagnation 
und auf sozialpolitischem Gebiet durch ein Ende des quantitativen Anstiegs der 
Sozialausgaben gekennzeichnet ist . 1 4 Das von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften erstellte Europäische Sozialbudget 1970-1975-1980, das Projektio­
nen für die zentralen Bereiche der Sozialpolitik enthalt, erwartete für 1980, daß in 
der gesamten Gemeinschaft die im Europäischen Sozialbudget erfaßten Sozialaus­
gaben rd. 25 % des Bruttoinlandsprodukts ausmachen w ü r d e n gegenüber 25,4 °/o im 
Jahre 1975; für die Bundesrepublik Deutschland, D ä n e m a r k , Ir land und G r o ß ­
britannien wurde 1980 im Vergleich zu 1975 gleichfalls ein geringerer Prozentsatz 
erwartet. 1 5 Dieser Rückgang spiegelt nicht zuletzt die Auswirkungen der M a ß n a h ­
men wider, die in diesen Ländern zur Drosselung der steigenden öffentlichen Aus-
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gaben im Sozialbereich getroffen worden sind (in der Bundesrepublik Deutschland 
insbesondere hinsichtlich der Altersrenten). 

IL Das Sozialrecht in der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften 

Die Mehrzahl der Entscheidungen des Gerichtshofs mit sozialrechtlicher Rele­
vanz aus dem Jahr 1980 ergingen auf Vorlagen nationaler Gerichte im Verfahren 
der Vorabentscheidung nach A r t . 177 E W G V und hatten Fragen im Zusammenhang 
mit der sozialen Sicherheit der Wanderarbeitnehmer zum Gegenstand. Der Ge­
richtshof hatte dabei einmal mehr An laß , zu der in A r t . 177 E W G V vorgesehenen 
Zuständigkeitsverteilung zwischen den innerstaatlichen Gerichten und dem Ge­
richtshof Stellung zu nehmen. Aufgabe des innerstaatlichen Gerichts, das als einzi­
ges den Sachverhalt und das Parteivorbringen unmittelbar zur Kenntnis nimmt 
und das die Verantwortung für die zu erlassende Entscheidung t rägt , ist es, die 
Erheblichkeit der in dem vor ihm anhängigen Rechtsstreit aufgeworfenen Rechts­
fragen und die Notwendigkeit einer Vorabentscheidung für den E r l a ß seiner eige­
nen Entscheidung zu beurteilen. Daraus folgt, d a ß der Gerichtshof nicht befugt ist, 
über die Zweckmäßigkei t eines Vorabentscheidungsersuchens zu befinden; mit dem 
Vorbringen, die Vorlage der aufgeworfenen Rechtsfrage sei unzweckmäßig , kann 
deshalb die Zulässigkeit eines Ersuchens um Vorabentscheidung nicht in Frage ge­
stellt werden. 1 6 Der Gerichtshof kann also beispielsweise nicht ein Vorabentschei­
dungsersuchen aus der Erwägung zurückweisen, zunächst sollten eine Reihe das 
nationale Recht betreffende Fragen geklär t werden, weil sich dann vielleicht die 
Beantwortung der dem Gerichtshof zum Gemeinschaftsrecht gestellten Fragen 
erübrige. 

1. Die Rechtsprechung des Gerichtshofs zur sozialen Sicherheit der Wanderarbeit­
nehmer 

a) Der persönliche Geltungsbereich der Verordnungen über die soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer 

Bereits in einer ganzen Anzah l von Entscheidungen hat sich der Gerichtshof mit 
der Frage befaßt, auf welchen Personenkreis die Verordnung ( E W G ) N r . 1408/71 
anwendbar ist. 1 7 Dabei hat der Gerichtshof den Begriff „Arbei tnehmer" , der in 
A r t . 2 V O ( E W G ) N r . 1408/71 bei der Festlegung des persönlichen Geltungsbe­
reichs der Verordnung herangezogen wi rd , sehr weit gefaßt. Der persönliche 
Anwendungsbereich im Sinne dieser Vorschrift umfaß t nicht nur Arbeitnehmer im 
engeren Sinne, sondern alle Personen, die im Rahmen eines Systems der sozialen 
Sicherheit versichert sind, das für Arbeitnehmer eingerichtet worden ist. 

Der Begriff „Arbeitnehmer" w i r d in A r t . 1 Buchst, a näher definiert. Die (sehr 
ausführliche und deshalb an dieser Stelle nicht wiederzugebende) Definition be­
zeichnet unter anderem als Arbeitnehmer jede Person, die „im Rahmen eines für 
alle Einwohner oder die gesamte erwerbstät ige Bevölkerung geltenden Systems der 
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sozialen Sicherheit gegen ein Ris iko oder gegen mehrere Risiken pflichtversichert 
ist, die von den Zweigen erfaßt werden, auf die diese Verordnung anzuwenden ist, 
- wenn diese Person aufgrund der A r t der Verwaltung oder Finanzierung dieses 
Systems als Arbeitnehmer unterschieden werden kann, oder 
- wenn sie bei Fehlen solcher Kriterien im Rahmen eines für Arbeitnehmer errich­
teten Systems gegen ein anderes in Anhang V bestimmtes Ris iko pflichtversichert 
oder freiwillig weiterversichert ist". Dieser Begriff „pflichtversichert" ist vom 
Gerichtshof in der R S 143/79 (Walsh) dahin ausgelegt worden, d a ß er nicht die 
Entrichtung von Pflichtbeiträgen zu dem Zeitpunkt voraussetzt, in dem der Ver­
sicherungsfall eintritt, sondern es ausreichen läßt , d a ß die Person bei Eintr i t t des 
Versicherungsfalles aufgrund der Pflichtbeiträge, die sie w ä h r e n d eines früheren 
Zeitraums als Arbeitnehmer erbracht hat, noch versichert ist . 1 8 

Im Anschluß an seine in der R S 17/76 (Brack) entwickelte Rechtssprechung1 9 

betont der Gerichtshof, d a ß einige Bestimmungen der Verordnung ( E W G ) N r . 
1408/71 erkennen lassen, d a ß die Verordnung auch auf gewisse Gruppen von Per­
sonen anwendbar sein soll, die zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles nicht 
„Arbei tnehmer" i . S. des Arbeitsrechts sind. So gilt die Verordnung nach A r t . 2 
Abs. 1 V O (EWG) N r . 1408/71 „für Arbeitnehmer, für welche die Rechtsvor­
schriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten,. . f e r n e r 
bestimmt die Vorschrift des A r t . 34 V O ( E W G ) N r . 1408/71, daß im Rahmen des 
Kapitel 1 Krankheit und Mutterschaft des Titel III: Besondere Vorschriften für die 
einzelnen Leistungsarten Rentner, die nach den Rechtsvorschriften eines Mi tg l ied­
staates wegen der Ausübung einer Erwerbstä t igkei t Anspruch auf Sachleistungen 
haben, als Arbeitnehmer „gelten". Es w ü r d e nach Ansicht des Gerichtshofs einem 
der wesentlichen Ziele der Verordnung, nämlich den Arbeitnehmern, die innerhalb 
der Gemeinschaft zu- und abwandern, die Beibehaltung der erworbenen Rechte 
und Vorteile zu ermöglichen, zuwiderlaufen, wenn durch eine enge Auslegung des 
Begriffs „Arbeitnehmer" die Anwendung der Verordnung auf alle die Fälle ausge­
schlossen würde , in denen nach den einschlägigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
die Sozialversicherung die Risiken der Versicherten auch dann noch abdeckt, wenn 
sie nicht mehr zur Entrichtung von Beiträgen verpflichtet sind. Aus diesem Grunde 
verliert jemand, der nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats wegen frühe­
rer Beitragsleistungen Anspruch auf die unter die Verordnung ( E W G ) N r . 1408/71 
fallenden Leistungen hat, die Eigenschaft des Arbeitnehmers im Sinne der Gemein-
schaftsverordnungen über die soziale Sicherheit nicht bereits dadurch, d a ß er zum 
Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles keine Beiträge entrichtet und auch 
dazu nicht mehr verpflichtet ist . 2 0 Es ist offenkundig, d a ß der E u G H mit dieser 
weiten Definition des Arbeitnehmerbegriffs und der damit verbundenen großzügi ­
gen Auslegung des A r t . 2 betr. den personellen Anwendungsbereich der Verordnung 
( E W G ) N r . 1408/71 im Gemeinschaftsrecht der allgemeinen Entwicklung in den 
Systemen der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten Rechnung tragen w i l l , die -
letztlich im Sinne einer Volksversicherung - dahin geht, die Sozialversicherung auf 
alle Personengruppen zu erstrecken, die den gleichen sozialen Risiken unterworfen 
sind oder sich sonst in gleichen sozialen Lagen befinden. Im Ausgangsfall hatte die 
Klägerin Frau Walsh in Großbr i t ann ien für den Anspruch auf Mutterschaftsgeld 
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die Arbeitnehmereigenschaft nicht dadurch verloren, d a ß sie keine Beiträge mehr 
zahlte und auch nicht mehr zur Entrichtung von Beiträgen verpflichtet war. Die 
Versicherteneigenschaft auch ohne Beitragspflicht reicht zur Begründung der Arbeit­
nehmereigenschaft i . S. des Gemeinschaftssozialrechts aus. 

b) Der sachliche Geltungsbereich der Verordnungen über die soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer 

aa) Wohnortklausel 

Nach Maßgabe des A r t . 169 E W G V gibt die Kommission, wenn ein Mitgl ieds­
staat nach ihrer Auffassung gegen eine Verpflichtung aus dem Vertrag vers toßen 
hat, eine mit Gründen versehene Stellungnahme hierzu ab, nachdem sie dem Staat 
zuvor Gelegenheit zur Äußerung gegeben hat. K o m m t der Staat dieser Stellung­
nahme innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist nicht nach, so kann die 
Kommission den Gerichtshof anrufen. V o n dieser Möglichkeit hat die Kommission 
in Zusammenhang mit dem belgischen Gesetz vom 16. 6. 1960 Gebrauch gemacht, 
welches die Sozialversicherungsträger für die Angestellten des belgischen Kongo 
und von Ruanda-Urundi unter die Kontrol le des belgischen Staats stellte und durch 
welches der belgische Staat die Garantie für die an diese Personen zu gewährenden 
Sozialleistungen übernahm. Das Gesetz, welches aus A n l a ß der Unabhäng igke i t 
dieser Gebiete die Kont inu i t ä t des kolonialen Sozialversicherungssystems gewähr­
leisten sollte, gilt nur für belgische Staatsangehörige oder für Versicherte, die in 
Belgien wohnen. 

Der Gerichtshof wiederholte seine bereits in der R S 87/76 (Bozzone)21 vertre­
tene Rechtsauffassung, daß A r t . 2 Abs. 1 V O ( E W G ) N r . 1408/71 auch für Arbei t ­
nehmer gelte, die dem Versicherungssystem unterworfen seien, dessen Kon t inu i t ä t 
das e rwähnte belgische Gesetz vom 16. 6. 1960 sichern solle. 2 2 Die gesetzliche 
Regelung aus dem Jahre 1960 gehöre zu den „nationalen Rechtsvorschriften" i . S. 
von A r t . 2 Abs. 1 V O ( E W G ) N r . 1408/71, die in A r t . 1 Buchst, j V O ( E W G ) N r . 
1408/71 näher definiert werden. Die Wohnortklausel, die das Gesetz enthäl t , sei 
durch A r t . 10 Abs. 1 Unterabs. 1 V O ( E W G ) N r . 1408/71 außer Kraft gesetzt 
worden. Entsprechend A r t . 3 V O ( E W G ) N r . 1408/71, der die Gleichbehandlung 
aller Personen vorschreibt, „die im Gebiet eines Mitgliedstaates wohnen und für 
die diese Verordnung gilt", seien die Ansprüche aus dem betreffenden belgischen 
Gesetz auch auf Personen zu erstrecken, die nicht die belgische Staatsangehörigkei t 
besitzen und auch nicht in Belgien wohnen. Der Gerichtshof hat ausdrücklich die 
Argumentation der belgischen Regierung zurückgewiesen, das Gesetz garantiere 
lediglich die in den ehemaligen belgischen Kolonien, für die niemals das Gemein­
schaftsrecht gegolten habe, erworbenen Leistungsansprüche. Diesem Einwand ist 
der E u G H mit dem Hinweis darauf entgegengetreten, d a ß das Gesetz ein T e i l ­
system der sozialen Sicherheit betreffe, das seine Wirkungen im allgemeinen nicht in 
den ehemaligen Kolonien, sondern in erster Linie im belgischen Mutterland ent­
falte. Deshalb könne es die in den A r t . 48-51 E W G V und den Gemeinschaftsbestim­
mungen über die soziale Sicherheit gewährleistete Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft beeinträchtigen. Der „au tonome Charakter" dieser 
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Regelung zeige sich auch daran, daß das belgische Sozialversicherungsrecht in vie­
lerlei Hinsicht sowohl in bezug auf die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Leistungen wie auch hinsichtlich deren Umfang geänder t worden sei; die Tatsache 
allein, daß alle Leistungen auf Versicherungszeiten zurückzuführen seien, die vor 
dem 1. 7. 1960 außerha lb des Gebietes der Gemeinschaft zurückgelegt worden 
seien, könne für sich allein die Nichtanwendung der Gemeinschaftsregelung auf 
dem Gebiet der sozialen Sicherheit nicht zur Folge haben. Der Gerichtshof führt 
im übrigen noch aus, d a ß der Anhang V , der eine Reihe von Sonderbestimmungen 
zu der Gemeinschaftsregelung enthäl t , nicht auf andere Situtationen angewandt 
werden könne als die, auf die er sich ausdrücklich beziehe. 

D ie Ausnahmen des Anhangs V VO (EWG) Nr. 1408/71 sind also nicht analo­
giefähig. Aus diesem Grunde ist das belgische Gesetz vom 16. 6. 1960, welches unter 
den A . Belgien betreffenden Bestimmungen dieses den A r t . 89 V O ( E W G ) N r . 
1408/71 ausfüllenden Anhangs nicht aufgeführt ist, auch nicht etwa aufgrund eines 
besonderen nationalen Vorbehalts vom Geltungsbereich der Gemeinschaftsbestim­
mungen über die soziale Sicherheit ausgenommen. 

bb) Zusammentreffen von Leistungen 

In der R S 143/79 (Walsh)23 ging es um die Anwendungsregel des A r t . 12 Abs. 1 
S. 1 V O ( E W G ) N r . 1408/71, der die Überschrift „Verbot des Zusammentreffens 
von Leistungen" t r äg t und die grundsätzliche Regelung enthäl t , d a ß ein Anspruch 
auf mehrere Leistungen gleicher A r t aus derselben Pflichtversicherungszeit auf 
Grund der Verordnung ( E W G ) N r . 1408/71 weder erworben noch aufrecht erhal­
ten werden kann (wobei allerdings Ausnahmen für Leistungen bei Inva l id i tä t , 
Alter , T o d [Renten] oder Berufskrankheit zugelassen werden). Die Vorschrift des 
A r t . 12 V O ( E W G ) N r . 1408/71 bezweckt, ungerechtfertigte Leistungskumulierun-
gen zu verhindern. Diese Zielsetzung der Vorschrift ist auch bei der Auslegung des 
A r t . 8 Abs . 1 V O ( E W G ) N r . 574/72 zugrunde zu legen. Diese Vorschrift bestimmt, 
d a ß dann, wenn für ein und dieselbe Person ein Anspruch auf Leistungen bei 
Mutterschaft nach den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr Mitgliedstaaten be­
steht, die Gewährung der Leistungen ausschließlich nach den Rechtsvorschriften des­
jenigen dieser Staaten erfolgt, in dessen Gebiet die Niederkunft stattgefunden hat 
oder, falls sie nicht im Gebiet eines dieser Staaten stattgefunden hat, nach den 
Rechtsvorschriften des Staates, die für die Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer 
(falls es sich um die Familienangehörige eines Arbeitnehmers handelt) zuletzt 
gegolten haben. Die Ausgangssituation - ein Zusammentreffen von Leistungen - ist 
nur dann gegeben, wenn einem Leistungsantrag auch tatsächlich nach den Rechts­
vorschriften von mindestens zwei Mitgliedstaaten entsprochen werden kann. Nach 
Auffassung des Gerichtshofs w ü r d e die begrenzte Zielsetzung dieser Vorschrift, 
Kumulierungen zu verhindern, überschritten, wenn zur Voraussetzung ihrer A n ­
wendung bereits genügen würde , d a ß der Antrag rein theoretisch nach den Rechts­
vorschriften mehrerer beteiligter Mitgliedstaaten hä t t e erfolgreich sein können. 
Die Antikumulierungsvorschrift dürfe in ihrer Anwendung nicht dazu führen, d a ß 
übe rhaup t jede Leistung versagt werde. 

Diese Auslegung erscheint aus folgender Überlegung zwingend: W ü r d e A r t . 8 V O 
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( E W G ) N r . 57A172 auch dann angewandt, wenn rein tatsächlich gar keine zwei 
(oder mehr) Ansprüche vorliegen, so könn te ein Versicherter, der aus irgendwelchen 
- z. B . verfahrenstechnischen - Gründen in einem Staat den Anspruch auf Leistun­
gen bei Mutterschaft verloren hat (z. B . wegen verspäteter Antragstellung), keinen 
Anspruch auf Leistungen in einem anderen Mitgliedstaat geltend machen, dessen 
Recht ihm gleichfalls einen derartigen Anspruch gibt. Dieses Ergebnis widerspräche 
auch der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs, wonach die Anwendung der 
Gemeinschaftsvorschriften einem Berechtigten keine Ansprüche nehmen darf, die 
ihm allein aus innerstaatlichem Recht erwachsen; denn die Anwendung der V o r ­
schrift des A r t . 8 V O ( E W G ) N r . 574/72 w ü r d e zum Verlust eines Anspruchs füh­
ren, der allein aus innerstaatlichem Recht besteht. 

Es kommt für die Anwendbarkeit des A r t . 8 V O ( E W G ) N r . 574/72 also nicht 
darauf an, ob zwei oder mehr Ansprüche nebeneinander möglich sind, sondern dar­
auf, ob dies tatsächlich der Fa l l ist. 

c) Die freiwillige Versicherung 

U m die Vereinbarkeit der Modal i t ä ten der freiwilligen Versicherung mit den 
einschlägigen gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen ging es in der R S 810/79 
(Uberschär).2* Der Kläger des dem Vorabentscheidungsersuchen des B S G zugrunde­
liegenden Rechtsstreits entrichtete von A p r i l 1948 bis Juni 1969 und von 1973 
bis 1974 Pflichtbeiträge zur deutschen Angestellten Versicherung. V o n Ju l i 1969 
bis August 1973 war der Kläger in Belgien beschäftigt, wo er in der belgischen 
Angestelltenversicherung pflichtversichert war. Für vier Monate im Jahre 1956 und 
41 Monate in den Jahren 1964 bis 1967 war die deutsche Versicherungszeit des 
Klägers unterbrochen; während dieses Zeitraums war er auch nicht in einem ande­
ren Mitgliedstaat versichert. D a der Kläger von den durch das Rentenreformgesetz 
( R R G ) v. 16. 10. 1972 geschaffenen Möglichkeiten der freiwilligen Versicherung 
Gebrauch machen wollte (vgl. §§ 10 A V G , 49 a Abs. 2 A n V N G [ = Angestellten-
versicherungs-Neuregelungsgesetz]), beantragte er bei der Bundesversicherungsan­
stalt für Angestellte die Nachentrichtung der Beiträge, die er gezahlt hä t te , wenn er 
in der Zeit von 1948-1969 in der Bundesrepublik Deutschland versichert gewesen 
wäre . Die Bundesversicherungsanstalt wies ihn darauf hin, d a ß entsprechend der 
einschlägigen gesetzlichen Regelung zunächst Beiträge für alle späteren Monate 
entrichtet werden müßten , bevor die Nachentrichtung für die vom Kläger ge­
wünschte Zeit in Betracht komme; zu den späteren Zeiten zähl te sie insbesondere 
die durch die belgische Versicherungszeit entstandenen Lücken. Demgegenüber 
machte der Kläger geltend, die Verordnung ( E W G ) N r . 1408/71 verpflichte den 
deutschen Träger , die belgischen Versicherungszeiten den deutschen Versicherungs­
zeiten gleichzustellen mit der Folge, d a ß der Kläger wegen des Verbots der Doppel­
belegung nicht verpflichtet sein könne , für den Zeitraum, für den er in Belgien 
bereits Beiträge entrichtet habe, noch einmal Beiträge zu entrichten bzw. für diesen 
Zeitraum Beiträge nachzuentrichten. D ie Bedeutung dieser Frage für den Kläger 
ergibt sich aus dem Umstand, d a ß sich die Nachentrichtung für frühere Zei t räume 
günstiger auswirkt, als dies bei der Nachentrichtung von Beiträgen für spätere Ze i ­
ten der Fa l l ist. Der Gerichtshof stellte darauf ab, d a ß die N r n . 8 u. 9 des Anhangs 
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V C V O (EWG) N r . 1408/71 deutsche Arbeitnehmer und in der Bundesrepublik 
Deutschland wohnhafte Ausländer einerseits (Nr . 9 S. 1) und Arbeitnehmer aus 
anderen Mitgliedstaaten (Nr . 9 S. 2) andererseits verschieden stellen, und prüfte, 
ob die im einzelnen hier nicht auszubreitende Regelung die erstgenannte Gruppe 
diskriminiere. Er kam zu dem Schluß, daß dies nicht der F a l l sei. Der Gerichtshof 
legte deshalb die N r n . 8 u. 9 des Anhangs V C V O ( E W G ) N r . 1408/71 dahin aus, 
d a ß ein deutscher Staatsangehöriger, der Beiträge zur Rentenversicherung eines 
anderen Mitgliedstaats entrichtet hat und nunmehr für Zeiten davor deutsche Bei­
t räge nachentrichten w i l l , zunächst für die mit Beiträgen eines anderen Mitg l ied­
staats belegten Zeiten noch deutsche Beiträge entrichten m u ß . 

d) Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft 

aa) Die Einheitlichkeit gemeinschaftsrechtlicher Begriffe 

E i n Rechtsstreit - R S 69/79 (Jordens-Vosters) - , in dem es um die Weigerung 
eines niederländischen Trägers der sozialen Sicherheit ging, der Bezieherin einer 
Arbeitsunfähigkeitsleistung nach dem niederländischen Gesetz über die Arbeitsun­
fähigkeitsversicherung (Wet op de arbeidsongeschiktheidsverzekering - W A O ) den 
Tei l der von ihr vorgelegten Pflege- und Arzneimittelkosten zu erstatten, der ihr 
von keinem anderen Sozialleistungsträger ersetzt worden war, hat den Gerichtshof 
veranlaßt , einmal mehr darauf hinzuweisen, daß das Erfordernis einer einheitlichen 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts innerhalb der Gemeinschaft es ausschließt, die 
in diesem Recht verwendeten Begriffe nach Maßgabe der Besonderheiten des jewei­
ligen innerstaatlichen Rechts zu verändern . Die gemeinschaftsrechtlichen Begriffe 
beruhen vielmehr auf objektiven Kriterien, die in einem gemeinschaftlichen Rah ­
men festgelegt s ind. 2 5 Das bedeutet im vorliegenden F a l l , d aß der Begriff der 
„Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft" in A r t . 4 Abs . 1 Buchst, a V O ( E W G ) 
N r . 1408/71 für die Anwendung dieser Verordnung nicht mit Blick auf die einzel­
staatlichen Rechtsvorschriften zu definieren ist, sondern auf der Grundlage derjeni­
gen Vorschriften des Gemeinschaftsrechts, welche die wesentlichen Bestandteile 
dieser Leistungen festlegen. In K a p . 2 ihres Titels III regelt die Verordnung ( E W G ) 
N r . 1408/71 die mit den Leistungen bei Invalidität zusammenhängenden Fragen, 
soweit es sich um Geldleistungen handelt. K a p . 1 dieses Titels III befaßt sich dem­
gegenüber mit Geld- und Sachleistungen. Aus dem zu diesem Kapi te l gehörigen 
A r t . 22 ergibt sich, d a ß zu den bei „Krankheit und Mutterschaft" erbrachten Sach­
leistungen auch solche Leistungen gehören, die innerstaatlich durch Rechtsvorschrif­
ten über Inva l id i tä t geregelt werden, ihrer A r t nach jedoch zur medizinischen oder 
chirurgischen Versorgung zu rechnen sind. Dem Erfordernis einer einheitlichen 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts entsprechend ist deshalb der Begriff „Leistun­
gen bei Krankheit und Mutterschaft" gemeinschaftsrechtlicher Natur . Dem Zusam­
menhang, in welchem die innerstaatlichen Vorschriften über diese Leistungen stehen 
- beispielsweise der Regelung in besonderen Vorschriften über die Inval id i tä t - , 
kommt demgegenüber für die Auslegung keine ausschlaggebende Bedeutung zu. 

Der Gerichtshof hat es auch für zulässig erachtet, d a ß der zuständige Träger eines 
Mitgliedstaates aufgrund der von ihm anzuwendenden innerstaatlichen Vorschrif-
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ten einem Versicherten, der nach den Vorschriften dieses Mitgliedstaates eine 
Invalidenrente bezieht und in einem anderen Mitgliedstaat wohnt, ein Mehr an 
Leistungen bei Krankhei t und Mutterschaft gewähr t , als ihm auf Grund des Ge­
meinschaftsrechtes zusteht. Das Gemeinschaftssozialrecht gewährleiste eine A r t 
„sozialen Mindeststandard" und schließe nicht aus, d a ß die einzelnen Mitgliedstaa­
ten zusätzliche Leistungen erbringen. 

Diese Auslegung entspricht der Zielsetzung des A r t . 51 E W G V , den Wander­
arbeitnehmern die Erhaltung ihrer Rechte zu sichern. Sie steht auch im Einklang 
mit der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofes in den sog. Kumulierungsfäl -
len . 2 6 Dor t hat der Gerichtshof gleichsam einen allgemeinen Grundsatz des Inhalts 
aufgestellt, d a ß die Berufung auf das Gemeinschaftsrecht zu dem Zweck, jemandem 
das zu nehmen, was er bereits allein nach dem Recht eines Mitgliedstaates beanspru­
chen kann, unzulässig ist. D ie Beschränkung der Kumulierung zweier in verschiede­
nen Mitgliedstaaten erworbenen Ansprüche auf Altersrente durch eine gemein­
schaftsrechtliche Vorschrift - A r t . 46 Abs. 3 V O ( E W G ) N r . 1408/71 - mit dem 
Ergebnis, d a ß ein in einem Mitgliedstaat allein nach dessen Vorschriften erworbener 
Rentenanspruch gekürzt wi rd , wurde deshalb als mit A r t . 51 E W G V unvereinbar 
erklär t . Z u dieser Judikatur p a ß t der nunmehr aufgestellte Satz, d a ß es das Ge­
meinschaftsrecht auch nicht verbieten könne , d a ß das innerstaatliche Recht einem 
Versicherten einen über die Gewährle is tungen des Gemeinschaftssozialrechts hinaus­
gehenden sozialen Schutz e inräumt. 

bb) Die Voraussetzungen der Versicherung 

U m die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen ein Anspruch auf Geld­
leistungen bei Krankheit besteht, ging es in der R S 110/79 (Coonan)P Die K lä ­
gerin, eine irische Staatsangehörige, die in Ir land beschäftigt gewesen war, verl ieß 
vor Erreichen des Rentenalters ihr Heimatland, um in Großbr i t ann ien zu arbeiten. 
Nach britischem Recht hatte sie bereits das Rentenalter erreicht. Dies hatte zur 
Folge, d a ß ihr nach britischem Recht kein Anspruch auf Geldleistungen bei K r a n k ­
heit zustand. Denn ein Arbeitnehmer, der nach Erreichen des Rentenalters weiter 
beschäftigt w i rd , hat nach den maßgeblichen britischen Rechtsvorschriften von die­
sem Zeitpunkt an nur dann Anspruch auf Geldleistungen bei Krankheit , wenn er 
für den Fa l l , d a ß er nicht weiterarbeiten würde , Anspruch auf eine bestimmte 
Altersrente - Category A Retirement Pension - hä t te . Der Anspruch auf eine solche 
Altersrente setzt jedoch die Zugehörigkei t zum britischen System der sozialen 
Sicherheit vor Eintr i t t in den Ruhestand voraus. Einer Person, die vor Erreichen des 
Rentenalters keine bzw. nicht genügend Versicherungszeiten zurückgelegt hat, steht 
deshalb mangels Erfül lung der dafür notwendigen Voraussetzungen kein Renten­
anspruch zu ; zugleich kann sie wegen der Abhängigkei t der Geldleistungen bei 
Krankheit von der Rentenberechtigung im Krankheitsfall keine derartigen Leistun­
gen beanspruchen. 

A n dieser Rechtslage ändern nach Auffassung des Gerichtshofs auch die gemein­
schaftsrechtlichen Vorschriften über die soziale Sicherheit nichts, da diese es jedem 
einzelnen Migliedstaat überließen, selbst die Voraussetzungen festzulegen, unter 
denen jemand einem System der sozialen Sicherheit oder einem bestimmten Zweig 
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eines solchen Systems beitreten könne oder müsse. Das Gemeinschaftsrecht wolle 
lediglich verhindern, d a ß es hierbei zu Diskriminierungen zwischen den eigenen 
Staatsangehörigen des jeweiligen Mitgliedstaates und Angehörigen anderer M i t ­
gliedstaaten komme. 

Der Gerichtshof kommt mithin zum selben Ergebnis wie in der R S 266/78 
(Brunori)28: In der damaligen Entscheidung wurde festgestellt, d a ß die Vorschrift 
des A r t . 45 V O ( E W G ) N r . 1408/71 nur die Zusammenrechnung der Versiche­
rungszeiten für den „Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben des 
Leistungsanspruchs" vorsehe, sie jedoch nicht für die Feststellung der Versicherungs­
pflicht bei einer bestimmten Rentenversicherung bzw. für die Feststellung des Weg­
falls der gesetzlichen Versicherungspflicht herangezogen werden könne , die Fragen 
des Beginns und der Beendigung der Zugehörigkeit zu einem bestimmten System 
der sozialen Sicherheit sich vielmehr ausschließlich nach den jeweiligen innerstaat­
lichen Rechtsvorschriften richten. In der neuen Entscheidung w i r d bekräftigt, d a ß 
der Beitritt zu einem System der sozialen Sicherheit oder einem seiner Zweige sich 
allein nach innerstaatlichem Recht richte; mache dieses beispielsweise den Beitritt 
von der Voraussetzung abhängig, daß der Betroffene zuvor bereits dem innerstaat­
lichen System der sozialen Sicherheit angehört habe, so lasse sich der Verordnung 
( E W G ) N r . 1408/71 nicht die Verpflichtung entnehmen, in einem anderen M i t ­
gliedstaat zurückgelegte Versicherungszeiten den im eigenen Staatsgebiet zurück­
gelegten Zeiten, die nach innerstaatlichem Recht Beitrittsvoraussetzungen sind, 
gleichzustellen. 2 9 Auch die Frage, ob eine Person, die wäh rend eines bestimmten 
Zeitraums irrtümlich einem System der sozialen Sicherheit angehör t habe, die ge­
setzlich vorgesehenen Leistungen beanspruchen könne, wenn der Irrtum bei der 
Beantragung der Leistung aufgedeckt werde, müsse nach innerstaatlichem Recht 
beantwortet werden. Denn das Gemeinschaftssozialrecht enthalte keine Bestim­
mung, die es den Mitgliedstaaten verbiete, die Folgen einer irrtümlich erfolgten 
Aufnahme in einen Zweig des Systems der sozialen Sicherheit in bestimmter Weise 
zu regeln, genauso wenig wie es den Mitgliedstaaten untersagt sei, unterschiedliche 
Teilsysteme der sozialen Sicherheit mit besonderen Beitrittsvoraussetzungen je nach 
A r t des versicherten Risikos oder der zu erbringenden Leistungen vorzusehen. 

Letztlich folgt dieses Ergebnis aus der Aufgabe der Verordnung ( E W G ) N r . 
1408/71, die verschiedenen Systeme der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten zu 
koordinieren, nicht aber zu harmonisieren; die nationalen Systeme der sozialen 
Sicherheit der einzelnen Mitgliedstaaten bleiben v o l l anwendbar, es sei denn, das 
Gemeinschaftssozialrecht sehe ausdrücklich bestimmte Durchbrechungen bzw. Ä n ­
derungen des nationalen Rechts vor, wie es beispielsweise im Zusammenhang mit 
der Verpflichtung, die Versicherungszeiten zusammenzurechnen und Versicherungs­
leistungen über die innerstaatlichen Grenzen hinweg zu ermöglichen, der Fa l l ist. 
Das Ur t e i l bestätigt zugleich, d a ß die Mitgliedstaaten - vorbehaltlich des Grund­
satzes der Gleichbehandlung - frei sind in der Ausgestaltung ihres jeweiligen natio­
nalen Systems der sozialen Sicherheit und ihres Sozialrechts. 

cc) Verfahrensvorschriften 

Auch in der R S 143/79 (Walsh)*0 ging es unter anderem um die Frage, wie weit 
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das Gemeinschaftsrecht das innerstaatliche Recht der sozialen Sicherheit derogiert. 
G e m ä ß A r t . 96 S. 1 V O ( E W G ) N r . 1408/71 können Ant räge , E rk lä rungen oder 
Rechtsbehelfe, die gemäß den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates innerhalb 
einer bestimmten Frist bei einer Behörde, einem Träger oder einem Gericht dieses 
Staates einzureichen sind, innerhalb derselben Frist bei einer entsprechenden Be­
hörde , einem entsprechenden Träger oder einem entsprechenden Gericht eines ande­
ren Mitgliedstaates eingereicht werden. In diesem F a l l übermit te ln die in Anspruch 
genommenen Behörden, Träger oder Gerichte diese An t räge usw. entweder unmit­
telbar oder durch Einschaltung der zuständigen Behörden der beteiligten Mi tg l i ed ­
staaten unverzüglich der zuständigen Stelle des ersten Staates. Der Tag, an dem 
diese An t räge u. a. bei einer Behörde usw. des zweiten Staates eingegangen sind, 
gilt als Tag des Eingangs bei der zuständigen Stelle. Der Gerichtshof hat klarge­
stellt, d a ß A r t . 86 V O ( E W G ) N r . 1408/71 der Stelle, bei der der Antrag einge­
gangen ist, keine Befugnis verleiht, über seine Zulässigkeit nach den Rechtsvor­
schriften der zuständigen Stelle zu entscheiden. Vielmehr obliegt es dieser Stelle 
allein, z. B . darüber zu befinden, ob der Antrag rechtzeitig eingereicht worden ist. 
Ausschließlich die Behörde (der Träger oder das Gericht) des Mitgliedstaates, nach 
dessen Rechtsvorschriften die Leistung zu gewähren ist und an die diesbezügliche 
Ant räge , Erk lä rungen oder Rechtsbehelfe zu übermit te ln sind, ist zur Entscheidung 
über die Zulässigkeit derartiger Ant räge u. a. berufen. 3 1 

dd) Tuberkulosehilfe 

U m die Auslegung der A r t . 20 Abs. 1 und 23 Abs. 1 und 3 V O ( E W G ) N r . 3 des 
Rates über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer vom 25. 9. 1958 (d. h. 
um Vorschriften der Verordnung, die durch die Verordnung [ E W G ] N r . 1408/71 
ersetzt wurde 3 2 ) , ging es bei einer Vorlage des B S G , 3 3 der folgender Sachverhalt 
zugrunde lag: Der in Italien lebende Sohn eines italienischen Wanderarbeitnehmers 
wurde im Jahre 1964 wegen Tuberkulose in einer Kinde rk l in ik behandelt. In der 
Folgezeit wurde eine weitere s ta t ionäre Behandlung in einer P räven t ivans ta l t 
durchgeführt. Dies teilte der italienische Sozialversicherungsträger der A O K M i t ­
telfranken mit, bei welcher der Vater des Kindes zwischen 1961 und 1969 auf 
Grund eines versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses gegen Krankhei t 
versichert war. Die A O K Mittelfranken ersuchte ihrerseits die Landesversicherungs­
anstalt Ober- und Mittelfranken (Beklagte im Ausgangsverfahren), bei der der 
Vater des Kindes gleichfalls versichert war, um Mittei lung, ob sie die Kosten der in 
Italien durchgeführten s ta t ionären H e i l m a ß n a h m e n übernehme. Die Beklagte wei­
gerte sich mit der Begründung, sie sei gemäß § 1244 a Abs. 9 R V O zur s ta t ionären 
Behandlung nur innerhalb des Bundesgebietes verpflichtet. Daraufhin erklär te sich 
die Kläger in dem italienischen Leistungsträger gegenüber bereit, die Kosten vor läu­
fig zu übernehmen, und klagte gegen die Beklagte auf Feststellung, d a ß sie zur 
Erstattung aller aus der Behandlung entstandenen Aufwendungen verpflichtet sei. 
In dem Vorabentscheidungsersuchen des B S G an den Gerichtshof ging es deshalb in 
erster Lin ie um die Frage, ob die von der Beklagten geltend gemachte Beschränkung 
ihrer vorrangigen Verpflichtung zur G e w ä h r u n g von Sachleistungen in Form statio­
närer Heilbehandlung bei Tuberkulose auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
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land mit Ar t . 20 Abs. 1 und 23 Abs. 1 und 3 V O ( E W G ) N r . 3 vereinbar war. Nach 
A r t . 20 Abs. 1 V O ( E W G ) N r . 3 haben die Familienangehörigen eines Arbeitneh­
mers, der bei einem Träger eines Mitgliedstaates versichert ist, wenn sie im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates wohnen, in diesem anderen Staat A n ­
spruch auf Sachleistungen genauso, als sei der Arbeitnehmer dort bei einem Sozial­
versicherungsträger versichert; gemäß A r t . 23 Abs. 3 V O ( E W G ) N r . 3 hat der 
Träger , bei dem der Arbeitnehmer tatsächlich versichert ist, demjenigen Träger , der 
Sachleistungen bei Krankheit erbracht hat, 3/4 der sich aus diesen Leistungen 
ergebenden Aufwendungen zu ersetzen. 

Bereits in früheren Entscheidungen - RS 14/72 (Heinze), R S 15/72 (Land N i e ­
dersachsen), RS 16/72 ( A O K Hamburg) - hatte der Gerichtshof - übrigens gleich­
falls auf Ersuchen des B S G - festgestellt, d aß die in § 1244 a R V O vorgesehenen 
Leistungen als „Leistungen bei Krankhei t" i . S. des A r t . 2 Abs. 1 Buchst, a V O 
( E W G ) N r . 3 anzusehen seien. 3 4 Aus diesem Grunde seien auch die Bestimmungen 
der A r t . 20 Abs. 1 und 23 Abs. 1 und 3 V O ( E W G ) N r . 3 auf die Leistungen der 
Tuberkulosehilfe i . S. des § 1244 a R V O anwendbar. Das gilt nach Auffassung des 
Gerichtshofs unbeschadet dessen, daß der in der Rentenversicherung versicherte 
Arbeitnehmer zugleich im Rahmen der deutschen gesetzlichen Krankenversicherung 
versichert ist und daraus einen Anspruch auf Leistungen unabhängig vom Behand­
lungsort geltend machen kann. 

Dies bedeutet, d a ß sowohl der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung als 
auch der Rentenversicherungsträger leistungspflichtig sind. Diese Rechtsauffassung 
vermeidet auch in Einzelfällen mögliche Rechtsnachteile für solche Wanderarbeit­
nehmer, die aus irgendwelchen Gründen - z. B . wegen Überschreitens der Versiche­
rungspflichtgrenze - nicht Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung sind 
und gegen diese keine Ansprüche haben können. W ü r d e nicht auch im Falle des 
§ 1244 a R V O die Vorschrift des A r t . 20 V O ( E W G ) N r . 3 mit der Folge einer 
Ausdehnung der Leistungspflicht ins Ausland angewandt, so wären solche Wander­
arbeitnehmer, die, aus welchen Gründen auch immer, der Krankenversicherung 
nicht angehören, bei Inanspruchnahme von M a ß n a h m e n der Tuberkulosehilfe in 
einem anderen Mitgliedstaat gegenüber Berechtigten, die diese Leistungen in der 
Bundesrepublik Deutschland in Anspruch nehmen, benachteiligt. 

A u f der anderen Seite hat der Gerichtshof auf eine weitere Frage des B S G jedoch 
klargestellt, d aß bei grundsätzlicher Verpflichtung mehrerer Träger desselben M i t ­
gliedstaats im vorbezeichneten Sinne es allein Sache des innerstaatlichen Rechts sei, 
zu bestimmen, wie im Verhäl tnis zwischen diesen Trägern die Kostenaufteilung für 
die in A r t . 23 Abs. 1 u. 3 V O ( E W G ) N r . 3 vorgesehene Erstattung durchgeführt 
w i rd . 

Dadurch, daß nach diesem Urte i l des Gerichtshofs die gemeinschaftsrechtlichen 
Vorschriften der A r t . 20 Abs. 1 und 23 Abs. 1 u. 3 V O ( E W G ) N r . 3 auch dann auf 
einen Anspruch auf Tuberkulosehilfe gegen den Rentenversicherungsträger Anwen­
dung finden, wenn der rentenversicherte Arbeitnehmer zugleich krankenversichert 
ist und einen Anspruch auf Krankenpflege unabhängig vom Or t der Behandlung 
hat, w i r d also das innerstaatliche Recht nicht daran gehindert, dem Träger der 
Krankenversicherung im innerstaatlichen Verhältnis z u m Träger der Rentenver-
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Sicherung die endgült ige Zuständigkei t zuzuweisen. Letztlich w i rd die Kostenauf­
teilung zwischen den mehreren zuständigen Trägern - hier: zwischen dem Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung und dem Rentenversicherungsträger - also 
allein vom nationalen Recht vorgenommen. Im vorliegenden Fa l l kam die Verord­
nung ( E W G ) N r . 3 zur Anwendung, weil die Heilbehandlung, die zu dem Rechts­
streit führte, im Jahre 1964 erfolgte; nach der Verordnung ( E W G ) N r . 1408/71 
würde jedoch nichts anderes gelten. 

e) Leistungen bei Invalidität 

aa) Zu Art. 28 Abs. 4 VO (EWG) Nr. 3 

M i t Leistungen bei Invalidität befaßte sich der E u G H in Zusammenhang mit der 
Haftungsklage einer belgischen Bergarbeiterkasse gegen einen Rechtsanwalt, dem 
vorgeworfen wurde, nicht rechtzeitig Berufung gegen ein Ur te i l des Arbeitsgerichts 
Verviers eingelegt zu haben. Der Beklagte verteidigte sich damit, durch die Nicht­
ausführung der Anweisung, Berufung einzulegen, sei dem Kläger kein Schaden ent­
standen, weil die von dem Gericht vorgenommene Auslegung des Gemeinschafts­
rechts im Lichte der Rechtsprechung des Gerichtshofs zutreffend sei. 

Nach dem klarstellenden Hinweis , d a ß er im Rahmen der ihm durch A r t . 177 
E W G V übertragenen Aufgabe nicht befugt sei, über die Anwendung der gemein­
schaftsrechtlichen Vorschriften auf einen bestimmten Sachverhalt zu entscheiden 
oder die Anwendung des Gemeinschaftsrechts durch ein nationales Gericht zu k r i t i ­
sieren, hat der Gerichtshof einmal mehr festgestellt, d aß die von Ar t . 28 Abs. 4 V O 
( E W G ) N r . 3 vorausgesetzte Zusammenrechnung und anteilige Berechnung einer 
Rente dann gegenstandslos seien, wenn in einem Staat das von A r t . 51 E W G V 
angestrebte Z ie l bereits auf Grund der innerstaatlichen Rechtsvorschriften erreicht 
werde. 8 5 

Nach dieser Rechtsprechung 3 6 müssen Zusammenrechnung und anteilige Berech­
nung, sollen sie nicht mit A r t . 51 E W G V unvereinbar sein, unterbleiben, wenn sie 
zu einer Verringerung der Leistungen führen würden , die der Betroffene nach den 
Rechtsvorschriften eines einzigen Mitgliedstaats lediglich auf Grund der nach die­
sen Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten beanspruchen kann; 
allerdings darf diese Berechnungsweise nicht für ein und denselben Zeitraum eine 
Leistungskumulierung zur Folge haben. Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats 
kann sich nicht auf die Bestimmungen der Verordnung ( E W G ) N r . 3 berufen, um 
einem Arbeitnehmer die Gewährung nach den A r t . 27 und 28 V O ( E W G ) N r . 3 
berechneter Leistungen mit der Begründung zu beschneiden oder zu versagen, d a ß 
dieser Arbeitnehmer eine vom Träger eines anderen Mitgliedstaats allein nach den 
Rechtsvorschriften dieses Staates gezahlte Rente beziehe. 

bb) Zu Art. 12 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 1408/71 

Bei einer Vorlage des Tribunal du Trava i l Charleroi ging es um die Vereinbarkeit 
einer Antikumulierungsvorschrift des belgischen Rentenrechts mit dem Gemein­
schaftsrecht (RS 4/80 D'Amico)?1 Der Kläger , ein italienischer Staatsangehöriger 
mit Wohnsitz in Belgien, war zunächst in Italien sechs Jahre lang als Arbeitnehmer 
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tätig. Danach war er von 1952 bis 1972 in Belgien als Untertagearbeiter beschäftigt. 
Nach seiner Pensionierung wegen Inva l id i t ä t im Jahre 1973 beantragte er in Be l ­
gien 1976 eine Altersrente. Sie wurde ihm unter Zugrundelegung von 25 Jahren 
Berg Werkstätigkeit und 5 fiktiven Jahren bewilligt. Im Jahre 1977 wurde dem 
Kläger auße rdem eine italienische Invaliditätsrente auf Grund seiner italienischen 
Beschäftigungszeit zuerkannt. Daraufhin vertrat der belgische Träger die Auffas­
sung, d a ß wegen dieser Rente vier der fünf fiktiven Jahre nicht mehr angerechnet 
werden könnten , da die Gesamtbeschäftigungszeit eines Untertagearbeiters in Be l ­
gien auf 30 Jahre beschränkt sei; würden auch künftig 5 fiktive Jahre bei Berech­
nung der Rente miteinbezogen, so erhielte der Kläger eine Rente für 34 Jahre als 
Untertagearbeiter. 

Der Gerichtshof stand vor der Frage, ob die Anwendung einer innerstaatlichen 
Antikumulierungsbestimmung mit dem Gemeinschaftsrecht in Einklang steht, wenn 
ein Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats in eine Alters­
rente umgewandelte Leistungen bei Inva l id i t ä t und nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaats noch nicht in eine Altersrente umgewandelte Leistun­
gen bei Inva l id i t ä t bezieht. Die Beantwortung dieser Frage hing von der Anwend­
barkeit der Vorschrift des A r t . 12 V O ( E W G ) N r . 1408/71 ab. Nach Absatz 2 
dieser Vorschrift können die Ruhens-, Kürzungs- oder Wegfallsbestimmungen in 
den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates einem Berechtigten entgegengehalten 
werden, der Leistungen der sozialen Sicherheit oder Einkommen in einem anderen 
Mitgliedstaat bezieht. Die Anwendung der nationalen Antikumulierungsvorschrif-
ten ist jedoch dann unzulässig, wenn es sich um Leistungen gleicher Art bei Inval id i ­
tät, Alter , T o d (Rente) oder Berufskrankheit handelt, die von den Trägern zweier 
oder mehrerer Mitgliedstaaten gemäß A r t . 46, 50 und 51 oder A r t . 60 Abs. 1 
Buchst, b der Verordnung festgestellt worden sind. Der Gerichtshof kam auf Grund 
einer detaillierten Abgrenzung der A r t . 40 und 43 V O ( E W G ) N r . 1408/71 zu dem 
Schluß, d a ß „mit Rücksicht auf die A r t i k e l 48 bis 51 des Vertrages" dann, wenn ein 
Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats in eine Altersrente 
umgewandelte Leistungen bei Invalidität und nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats noch nicht in eine Altersrente umgewandelte Leistungen bei 
Invalidität bezieht, die Altersrente und die Leistungen bei Inva l id i t ä t als Leistun­
gen gleicher Art anzusehen sind. Demzufolge sei bei der Feststellung der Rechte des 
Arbeitnehmers K a p . 3 der Verordnung ( E W G ) N r . 1408/71 anzuwenden und 
gemäß A r t . 12 Abs. 2 S. 2 V O ( E W G ) N r . 1408/71 sei die Anwendung innerstaat­
licher Antikumulierungsbestimmungen ausgeschlossen. 

Die Entscheidung entspricht der Rechtsprechung zur Geltung innerstaatlicher 
Antikumulierungsvorschriften, die der Gerichtshof in den Rechtssachen 22/77 
(Mura I), 37/77 (Greco), 98/77 (Schaap I), 105/77 (Boerboom-Kersjes), 236/78 
(Mura II) entwickelt hat. 3 8 Der vorliegende Fa l l weist eine deutliche Parallele auf 
zu der R S 180/78 (Brouwer-Kaune),*9 bei der es auch um eine erweiterte Ausle­
gung des A r t . 43 S. 2 V O ( E W G ) N r . 1408/71 in einem F a l l ging, in dem das 
Erfordernis „gleichartiger Leistungen" ebenfalls nicht gegeben war, sondern erst im 
Wege der Analogie eine Gleichartigkeit hergestellt wurde. 

Der Gerichtshof hat im vorliegenden Fa l l also einmal mehr eine „Lücke" in den 
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Gemeinschaftsbestimmungen über die soziale Sicherheit geschlossen durch eine A n a ­
logie zu eindeutig geregelten Fällen, aus denen ein entsprechender allgemeiner 
Rechtsgedanke abgeleitet wurde. 

/) Leistungen bei Alter und Tod (Renten) 

M i t der Berechnung von Rentenleistungen hat sich der Gerichtshof bereits in 
einer Vie lzahl von Entscheidungen be faß t . 4 0 In der R S 793/79 (Menzies) ging es 
auf ein Ersuchen um Vorabentscheidung des B S G um die H ö h e einer Berufsunfähig­
keitsrente, die nach A r t . 46 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 1408/71 berechnet w i r d . 4 1 

Streitig war zwischen dem Kläger , einem in der Bundesrepublik Deutschland woh­
nenden britischen Staatsangehörigen, und der Bundesversicherungsanstalt für A n ­
gestellte (Beklagte) die Bedeutung der in A r t . 46 Abs. 2 Buchst, b V O ( E W G ) N r . 
1408/71 verwandten Worte „nach seinen Vorschriften vor Eintritt des Versiche­
rungsfalls zurückgelegte Versicherungs- oder Wohnzelten". Konkret ging es darum, 
ob auch die Zurechnungszeiten i . S. des § 37 A V G zu den „vor Eintri t t des Vers i ­
cherungsfalls zurückgelegten Versicherungszeiten" des vorstehenden Passus gehören 
oder nicht. Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte verwies in diesem Z u ­
sammenhang darauf, d a ß es sich bei der Zurechnungszeit des § 37 A V G nicht um 
eine tatsächlich zurückgelegte Versicherungszeit handele, sondern um einen die 
H ö h e der Rente bestimmenden Faktor, der auf rein sozialpolitischen Erwägungen 
beruhe und ohne entsprechende Beitragsleistungen Frühinva l iden eine Mindestrente 
sichern solle. D e m g e m ä ß berücksichtigte die Beklagte die Zurechnungszeit zwar bei 
der Berechnung des theoretischen Betrages gemäß A r t . 46 Abs. 2 Buchst, a V O 
( E W G ) N r . 1408/71, nicht aber bei der Berechnung des tatsächlichen Betrages nach 
A r t . 46 Abs. 2 Buchst, b V O ( E W G ) N r . 1408/71. 4 2 

Der Gerichtshof verwies zunächst darauf, d a ß die Berechnung der in A r t . 46 
Abs. 2 angeführten Leistungen in zwei Abschnitte zerfäl l t : im ersten Abschnitt -
Buchst, a - hat der zuständige Träger jedes Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschrif­
ten für den betreffenden Arbeitnehmer gegolten haben, den theoretischen Betrag 
der Leistung zu berechnen, auf die der Versicherte Anspruch hät te , wären alle nach 
den Rechtsvorschriften der zu berücksichtigenden Mitgliedstaaten zurückgelegten 
Versicherungszeiten nur in dem betreffenden Staat und nach den für diesen Träger 
geltenden Rechtsvorschriften zurückgelegt worden. Im zweiten Abschnitt - Buchst, 
b - ermittelt der Träger sodann den zu seinen Lasten gehenden tatsächlich geschul­
deten Betrag auf der Grundlage des nach Buchst, a errechneten theoretischen Betra­
ges nach dem Verhäl tnis zwischen den nach seinen Rechtsvorschriften vor Eintri t t 
des Versicherungsfalls zurückgelegten Zeiten und den gesamten nach den Rechts­
vorschriften aller beteiligten Mitgliedstaaten vor Eintr i t t des Versicherungsfalls 
zurückgelegten Zeiten. Der theoretische Betrag ist nach Ansicht des Gerichtshofs so 
zu berechnen, als habe der Versicherte seine gesamte berufliche Tät igkei t ausschließ­
lich in dem betreffenden Mitgliedstaat ausgeübt; sähen also die Rechtsvorschriften 
dieses Staates vor, daß die Leistungen unter Berücksichtigung nicht nur der von 
dem Versicherten zurückgelegten Versicherungszeiten, sondern auch einer Zurech­
nungszeit zu berechnen seien, so müsse diese Zurechnungszeit bei der Berechnung 
des theoretischen Betrages berücksichtigt werden. Etwas anderes gelte jedoch bei der 
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Berechnung des tatsächlich geschuldeten Betrages nach Buchst, b: w ä h r e n d die nach 
Buchst, a durchzuführende Berechnung darauf abziele, dem Arbeitnehmer den 
höchsten theoretischen Betrag zu sichern, den er beanspruchen könnte , wä ren alle 
seine Versicherungszeiten nur in dem betreffenden Staat zurückgelegt worden, ver­
folge die Berechnung nach Buchst, b den ganz anderen Zweck, die jeweilige Last 
der Leistungen nach dem Verhäl tnis der Dauer der in jedem dieser Mitgliedstaaten 
vor (Unterstreichung durch d. Gerichtshof) Eintr i t t des Versicherungsfalls zurück­
gelegen Versicherungszeiten auf die Träger der beteiligten Mitgliedstaaten zu ver­
teilen; w ü r d e bei der Berechnung dieses zeitlichen Verhältnisses die Zurechnungs­
zeit (die ja nach dem vorstehend Gesagten keiner in dem betreffenden Staat vor 
Eintr i t t des Versicherungsfalls zurückgelegten tatsächlichen Versicherungs- oder 
auch nur Wohnzeit entspricht!) auch berücksichtigt, so hä t t e dies zur Folge, d a ß das 
Gleichgewicht bei der Verteilung der Last der Leistungen zwischen den Mi tg l ied­
staaten in einer mit dem durch A r t . 46 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 1408/71 verfolgten 
Zweck unvereinbaren Weise gestört würde . 

Die Zurechnungszeit ist daher zwar bei der Berechnung des theoretischen Betra­
ges nach A r t . 46 Abs. 2 Buchst, a V O ( E W G ) N r . 1408/71, nicht aber bei der 
Berechnung des tatsächlichen Betrages nach A r t . 46 Abs. 2 Buchst, b dieser Verord­
nung zu berücksichtigen. 

g) Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

aa) Zu Art. 68 Abs. 1 S.IVO (EWG) Nr. 1408171 

Der zuständige Träger eines Mitgliedstaats, nach dessen Rechtsvorschriften im 
Rahmen der Berechnung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit die H ö h e des früheren 
Entgeltes zugrunde zu legen ist, hat nach Maßgabe von A r t . 68 Abs. 1 S. 1 V O 
( E W G ) N r . 1408/71 ausschließlich das Entgelt zu berücksichtigen, das der Arbeits­
lose „während seiner letzten Beschäftigung im Gebiet dieses Staates" erhalten hat. 
War die Dauer der letzten Beschäftigung dort jedoch geringer als 4 Wochen, so wer­
den gemäß Satz 2 dieser Vorschrift die Leistungen auf der Grundlage des Entgelts 
berechnet, das am Wohnort oder Aufenthaltsort des Arbeitslosen für eine Beschäfti­
gung üblich ist, die der Beschäftigung, die der Betreffende zuletzt in einem anderen 
Mitgliedstaat ausgeübt hat, gleichwertig oder vergleichbar ist. 

A u f Vorlage des B S G hat sich der E u G H mit dieser Vorschrift in dem Fa l l eines 
deutschen Arbeitslosen befaßt , der vor seiner Arbeitslosigkeit als Grenzgänger in 
Luxemburg beschäftigt gewesen war . 4 3 D ie Bundesanstalt für Arbeit vertrat die 
Auffassung, unter der „letzten Beschäftigung" i . S. des A r t . 68 Abs. 1 S. 1 V O 
( E W G ) N r . 1408/71 sei eine der Arbeitslosigkeit unmittelbar vorangehende Be­
schäftigung in der Bundesrepublik Deutschland zu verstehen. A u f Arbeitslose, die 
zuletzt nicht in der Bundesrepublik, sondern in einem anderen Mitgliedstaat der 
Gemeinschaft beschäftigt gewesen seien, komme nicht Satz 1, sondern Satz 2 dieser 
Vorschrift zur Anwendung, und es sei auf das übliche Entgelt für eine gleichwertige 
oder vergleichbare Tät igkei t am jeweiligen Wohn- oder Aufenthaltsort abzustellen. 
Der Kläger verlangte demgegenüber die Berechnung des ihm zu gewährenden 
Arbeitslosengeldes auf der Grundlage des Entgelts, das er bei seiner letzten Beschäf-
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tigung in der Bundesrepublik Deutschland (die eben nicht mit seiner letzten Be­
schäftigung vor seiner Arbeitslosigkeit identisch war) erzielt hatte. Das B S G legte 
dem E u G H im Hinbl ick auf die Entscheidung dieses Streitfalles u. a. die Frage vor, 
ob bei Arbeitslosigkeit eines Grenzgängers der zuständige Träger des Wohnorts 
nach A r t . 68 Abs. 1 S. 1 V O (EWG) N r . 1408/71 nur dann das Entgelt der „letzten 
Beschäftigung" im Gebiet dieses Trägers zu berücksichtigen habe, wenn diese Be­
schäftigung die letzte Beschäftigung vor der Arbeitslosigkeit war. 

Der Gerichtshof formuliert in seinem Ur t e i l für die Auslegung des A r t . 68 Abs . 1 
V O ( E W G ) N r . 1408/71 den allgemeinen Grundsatz, d a ß das zur Berechnung der 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit maßgebliche frühere Entgelt dasjenige ist, welches 
der Arbeitnehmer wäh rend der letzten Beschäftigung, die er unmittelbar vor seiner 
Arbeitslosigkeit ausgeübt hat, tatsächlich erhalten hat. Somit ist also für die Be­
rechnung des Arbeitslosengeldes das Entgelt maßgebend, das der Arbeitslose w ä h ­
rend seiner letzten Beschäftigung in dem Mitgliedstaat erhalten hat, in dem er 
unmittelbar vor Eintr i t t der Arbeitslosigkeit beschäftigt war. Gerechtfertigt w i rd 
dieses Ergebnis mit Sinn und Zweck der Verordnung ( E W G ) N r . 1408/71, auf 
sozialem Gebiet die für die Mobil i tä t der Arbeitskräfte geeigneten Voraussetzungen 
zu schaffen. D a z u gehöre, d a ß Arbeitslose, auch wenn sie in einem anderen M i t ­
gliedstaat (Beschäftigungsstaat) beschäftigt gewesen seien, in dem Staat, dessen T r ä ­
ger für die Leistungen der Arbeitslosigkeit zus tändig sei (Wohnsitzstaat), Leistungen 
erhielten, die unter Berücksichtigung ihres letzten Arbeitsentgeltes berechnet w ü r ­
den. Die von der Bundesanstalt für Arbei t vertretene Rechtsauffassung, A r t . 68 
Abs. 1 sei dahin auszulegen, daß die Leistungen bei Arbeitslosigkeit auf Grund des 
Satzes 1 nur dann auf der Basis des Entgelts zu berechnen seien, das im letzten 
Beschäftigungsverhältnis in dem Mitgliedstaat, dessen Träger zus tändig ist, erzielt 
wurde, wenn dies die (aller)letzte vor der Arbeitslosigkeit ausgeübte Beschäftigung 
gewesen sei, w ü r d e dazu führen, daß auf Grenzgänger niemals die grundsätzliche 
Regelung zur Anwendung käme, die das frühere Arbeitsentgelt der Leistungsbe­
rechnung zugrunde legt; denn Grenzgänger sind ja typischerweise nicht im Wohn­
sitzstaat beschäftigt. 

Die vom Gerichtshof dem Ar t . 68 Abs. 1 V O ( E W G ) N r . 1408/71 gegebene 
Auslegung steht allerdings mit dem Wortlaut der Vorschrift nicht in Einklang. Sie 
l äß t sich dennoch wohl aus der Überlegung heraus vertreten, d a ß die Vorschrift den 
Regelfall des Arbeitnehmers im Auge hat, der normalerweise in dem Staat beschäf­
tigt ist, wo er auch seinen Wohn- oder Aufenthaltsort hat. D a der Fa l l des Grenz­
gängers nicht besonders geregelt ist, mag es angehen, ihn im Lichte der Zielsetzun­
gen der Gemeinschaftsverordnung und der Ziele des EWG-Vertrages in die grund­
sätzliche Regelung einzupassen. Der Gerichtshof weist deshalb wohl zu Recht dar­
auf hin, daß eine Interpretation des A r t . 68 Abs. 1 V O ( E W G ) N r . 1408/71 im 
Sinne der von der Bundesanstalt für Arbei t vertretenen Rechtsauffassung mit der 
Folge, d a ß Grenzgänger im Normalfa l l unter den Ausnahmetatbestand des Satzes 
2 - Zugrundelegung des „üblichen Entgelts" - fallen würden , eine Benachteiligung 
gegenüber anderen Arbeitnehmern zur Folge hä t t e und dem Z ie l der Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft entgegenwirken würde . Denn da 
Grenzgängerbewegungen häufig von Niedr ig lohn ländern nach Ländern mit höhe-
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rem Lohnniveau stattfinden, wäre der Umstand, daß die Leistungen bei Arbeits­
losigkeit für Grenzgänger nicht auf der Grundlage des letzten Entgelts berechnet 
werden könnten, geeignet, von solchen Bewegungen abzuhalten und damit die 
Mobi l i tä t der Arbeitnehmer im Inneren der Gemeinschaft e inzuschränken. 4 4 

bb) Zu Art. 69 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 1408/71 

U m die Vorschrift des A r t . 69 Abs. 2 V O (EWG) N r . 1408/71, wonach ein 
arbeitsloser Arbeitnehmer, der von dem Recht, sich zum Zwecke der Arbeitssuche in 
einen anderen Mitgliedstaat zu begeben, Gebrauch gemacht hat, jeden Anspruchs 
auf Leistungen in dem Mitgliedstaat, nach dessen Rechtsvorschriften er einen A n ­
spruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit hat, verlustig geht, wenn er nicht inner­
halb einer Dreimonatsfrist zurückkehrt , ging es in der verb. Rechtssachen 41/79, 
121/79 und 796/79. 4 5 Die Ersuchen um Vorabentscheidung, die den Gerichtshof 
mit dieser Frage befaßten, gingen von deutschen Gerichten (u. a. BSG) aus. Wie in 
der vergleichbaren R S 139/78 (Coccioli)46 war Beklagte die Bundesanstalt für 
Arbeit . Auch diesmal lag dem Rechtsstreit eine Auseinandersetzung zwischen der 
Bundesanstalt und italienischen Wanderarbeitnehmern zugrunde, die sich zum 
Zwecke der Arbeitssuche nach Italien begeben hatten, jedoch nicht innerhalb der in 
dieser Vorschrift genannten Frist von drei Monaten in die Bundesrepublik Deutsch­
land zurückgekehrt waren. Unter Berufung auf Ar t . 69 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 
1408/71, wonach der Arbeitslose seinen Anspruch auf Leistungen im zuständigen 
Staat - im vorliegenden F a l l : der Bundesrepublik Deutschland - nur behält , wenn 
er fristgemäß in den Beschäftigungsstaat zurückkehrt, andernfalls jedoch jeglichen 
Leistungsanspruch verliert, lehnte die Beklagte es ab, den betreffenden Arbeitneh­
mern weiterhin Leistungen bei Arbeitslosigkeit zu gewähren. Sie machte auch nicht 
von der in Ar t . 69 Abs. 2 S. 2 V O (EWG) N r . 1408/71 ausdrücklich eingeräumten 
Befugnis („kann") Gebrauch, „in Ausnahmefällen" die Frist von drei Monaten zu 
verlängern. Das B S G legte dem Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung 
vor: „Verliert ein Arbeitsloser, der in den ,zuständigen Staat' nach einem Zeitraum 
von länger als drei Monaten zurückkehrt, gemäß A r t i k e l 69 Absatz 2 der Verord­
nung ( E W G ) N r . 1408/71 seinen ,Anspruch nach den Rechtsvorschriften des zu­
ständigen Staates* in dem Sinne, daß unabhängig von der Regelung des zuständigen 
Staates sein Anspruch in jedem Fal l untergeht, das he iß t auch dann, wenn die 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates seinen Fortbestand vorsehen?" In die­
sem Zusammenhang wies das B S G darauf hin, daß „Anspruch" im Recht der deut­
schen Arbeitsförderung sowohl der konkrete und aktuelle Leistungsanspruch als 
auch die Anwartschaft sein kann. Es ging also bei der Frage darum, ob auch eine 
derartige „Anwartschaft" eines Wanderarbeitnehmers aus einem Mitgliedstaat der 
Gemeinschaft bei nicht fristgemäßer Rüdtkehr in die Bundesrepublik Deutschland 
untergeht. Der Gerichtshof führt in seinem Ur te i l aus, d a ß die Vorschrift des A r t . 
69 V O ( E W G ) N r . 1408/71 nicht lediglich eine M a ß n a h m e zur Koordinierung der 
nationalen Rechtsnormen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit sei, sondern zu­
gunsten der Arbeitnehmer, die von ihr Gebrauch machen wollen, eine eigenständige 
Ausnahmeregelung zu den jeweiligen innerstaatlichen Rechtsvorschriften darstelle. 
Al s derartige gemeinschaftsrechtliche Regelung sei die Vorschrift unabhängig von 
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der Ausgestaltung der jeweiligen Rechtsvorschriften über die Aufrechterhaltung 
und den Verlust des Anspruchs auf Leistungen in den einzelnen Mitgliedstaaten -
und damit im vorliegenden F a l l unabhängig von den Vorschriften des deutschen 
Arbeitsförderungsgesetzes ( A F G ) - einheitlich auszulegen. Diese einheitliche Aus ­
legung führe nach dem klaren Wortlaut des A r t . 69 Abs. 1 V O ( E W G ) N r . 1408/71 
zu dem Ergebnis, d a ß die dem Arbeitnehmer eingeräumte Vergünst igung, sich zum 
Zwecke der Arbeitssuche in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben, auf eine Frist 
von drei Monaten von dem Zeitpunkt an beschränkt sei, von dem an der Arbei t ­
nehmer der Arbeitsverwaltung des zuständigen Mitgliedstaats nicht mehr zur V e r ­
fügung stehe. Nach dem Wortlaut des Absatzes 2 des A r t . 69 der Verordnung 
hänge die Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs gegen den zuständigen Staat 
- hier: die Bundesrepublik Deutschland - über die Frist von drei Monaten hinaus 
davon ab, d a ß der Arbeitnehmer vor Fristablauf in diesen Staat zurückkehre ; bei 
verspäteter Rückkehr verliere er jeden Anspruch auf Leistungen nach den Rechts­
vorschriften des zuständigen Staates, es sei denn, die zuständige Arbeitsverwaltung 
bzw. der zuständige Träger habe die Frist in einem Ausnahmefall ver länger t . Im 
Ergebnis sei daher festzuhalten, d a ß der Arbeitnehmer, der nach Ablauf der D r e i ­
monatsfrist des A r t . 69 Abs. 1 Buchst, c V O ( E W G ) N r . 1408/71 in den zus tänd i ­
gen Staat zurückkehre, gemäß A r t . 69 Abs. 2 S. 1 dieser Verordnung keinen A n ­
spruch auf Leistungen gegen den zuständigen Staat mehr erheben könne , sofern 
nicht die Frist vorschriftsmäßig ver länger t worden sei. Die Regelung des A r t . 69 
trage dadurch, d a ß sie es dem Arbeitnehmer ermögliche, auch jenseits der Grenzen 
seines Beschäftigungsstaates in einem anderen Mitgliedstaat Arbeit zu suchen, zur 
Verwirklichung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer i . S. der A r t . 48 ff. E W G V bei. 
Diese begünstigende Regelung sei bereits vom Gemeinschaftsgesetzgeber von be­
stimmten Bedingungen - Befristung, Leistungsversagung bei Nichteinhalten der 
Frist - abhängig gemacht worden. Der Gerichtshof weist ausdrücklich darauf hin, 
d a ß als Te i l einer derartigen Sonderregelung, die dem Arbeitnehmer Rechte ein­
räumt , welche ihm andernfalls nicht zuständen, die Vorschrift des A r t . 69 Abs. 2 
V O ( E W G ) N r . 1408/71 nicht den Bestimmungen gleichgestellt werden könne, die 
vom E u G H in den Rechtssachen 24/75 (Petroni) und 112/76 (Manzoni) insoweit 
für ungült ig e rk lä r t worden sind, als sie dazu geführt haben, d a ß Arbeitnehmer 
Vergünstigungen der sozialen Sicherheit verloren, die ihnen bereits durch die 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats gewähr t wurden ( „ P e t r o n i - P r i n z i p " ) . 4 7 

Die Vorlagegerichte hatten noch zu bedenken gegeben, eine Auslegung des A r t . 
69 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 1408/71 dahin, d a ß dem verspätet in den zuständigen 
Staat zurückkehrenden Arbeitnehmer jeder Anspruch auf Leistungen der Arbeits­
losigkeit gegen diesen Staat entzogen werde, sei möglicherweise als mit der Eigen­
tumsgarantie des A r t . 14 G G unvereinbar anzusehen. H ie rzu merkt der Gerichtshof 
an, daß nach seiner ständigen Rechtsprechung die Frage einer etwaigen Verletzung 
der Grundrechte durch eine Handlung der Gemeinschaftsorgane im Rahmen des 
Gemeinschaftsrechts beurteilt werden müsse, da die Grundrechte zu den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen gehörten, die der Gerichtshof zu wahren habe. 4 8 Bei der Beant­
wortung der Frage, ob A r t . 69 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 1408/71 möglicherweise die 
ausgehend von den gemeinsamen Verfassungskonzeptionen der Mitgliedstaaten 
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und unter Berücksichtigung der internationalen Ver t räge über den Schutz der M e n ­
schenrechte in der Gemeinschaftsordnung gewährleisteten Grundrechte verletze, sei 
zu berücksichtigen, d a ß die Vorschrift als fakultative Regelung nur insoweit ein­
greife, als der Arbeitnehmer dies beantrage; tue er das, verzichte er auf die Mög­
lichkeit, sich auf die allgemeine Regelung für die Arbeitnehmer des Staates zu 
berufen, in dem er arbeitslos geworden sei. Zudem würden die Folgen einer verspä­
teten Rückkehr dem Arbeitnehmer insbesondere durch das Merkblat t E 303/5 zur 
Kenntnis gebracht, das in seiner Muttersprache abgefaßt sei und ihm von der zu­
ständigen Arbeitsverwaltung ausgehändigt werde; der Arbeitnehmer unterwerfe 
sich also der Regelung des A r t . 69 V O ( E W G ) N r . 1408/71 völlig freiwil l ig und in 
voller Kenntnis der Sachlage. Ferner müsse die in A r t . 69 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 
1408/71 vorgesehene Sanktion auch im Lichte des Vorteils gesehen werden, den 
Absatz 1 dieser Vorschrift dem Arbeitnehmer gewähre und für den es im inner­
staatlichen Recht keinerlei Entsprechung gebe. Schließlich sei die Ausnahmeregelung 
des A r t . 69 Abs. 2 S. 2 der Verordnung hervorzuheben, die in Ausnahmefäl len eine 
Verlängerung der Dreimonatsfrist des A r t . 69 Abs. 1 Buchst, c vorsehe und es 
ermögliche, zu vermeiden, d a ß die Anwendung des A r t . 69 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 
1408/71 zu unverhä l tn ismäßigen Ergebnissen führe. Die Regelung des A r t . 69 V O 
( E W G ) N r . 1408/71 schränkt deshalb nach Auffassung des Gerichtshofs den A n ­
spruch auf die genannten Leistungen auch dann nicht ungerechtfertigt ein, wenn 
man davon ausgeht - wozu der Gerichtshof Stellung zu nehmen im vorliegenden 
Falle keinen A n l a ß sah - , d a ß der Anspruch auf die fraglichen Leistungen der so­
zialen Sicherheit vom Schutz des Eigentums erfaßt wi rd , wie er in der Gemein-
schaftsrechtsordnung gewährleistet w i rd . 

Die vorstehend geschilderte Rechtssache ist zugleich ein anschauliches Beispiel 
dafür, mit welcher Sensibilität, ja Skrupelhaftigkeit die Gerichte der deutschen 
Sozialgerichtsbarkeit und allen voran das B S G die ihnen unterbreiteten Streitfälle 
auf ihre gemeinschaftsrechtliche Relevanz hin überprüfen und von der Möglichkeit 
Gebrauch machen, Fragen, welche die Auslegung des Vertrages und der Gemein­
schaftsverordnungen betreffen, dem Europäischen Gerichtshof vorzulegen. Auch das 
vergangene Jahr hat für diese „gemeinschaftsrechtsfreundliche" Praxis der deut­
schen Gerichte wieder eine Reihe von Beispielen geliefert. 4 9 

h) Leistungen für unterhaltsberechtigte Kinder von Rentnern und für Waisen 

aa) Zu Art. 77 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 1408/71 

Gemäß A r t . 77 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 1408/71 werden Leistungen für unter­
haltsberechtigte Kinder von Rentnern und für Waisen wie folgt gewähr t : W i r d 
eine Rente nach den Rechtsvorschriften nur eines Mitgliedstaats geschuldet, so wer­
den die Leistungen nach den Rechtsvorschriften dieses Staates gewähr t (Fal l a). 
Sind Renten nach den Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten zu zahlen, wer­
den die Leistungen gewähr t : nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in des­
sen Gebiet der Berechtigte wohnt, von dem Augenblick an, in dem dieser einen 
Rentenanspruch nach den Rechtsvorschriften dieses Staates erlangt (Fall b, 1. A l t . ) ; 
in den anderen Fällen (d. h. wenn keine Rente nach den Rechtsvorschriften des 
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Mitgliedstaats geschuldet wi rd , in dessen Gebiet der Berechtigte wohnt) nach den 
Rechtsvorschriften des Staates, die für den Rentner die längste Zeit gegolten haben, 
sofern ein Anspruch nach diesen Rechtsvorschriften besteht (Fal l b, 2. A l t . ) . 

Unter Berufung auf diese Bestimmung hatte der zuständige belgische Träger die 
Zahlung von Familienbeihilfen für unterhaltsberechtigte Kinder eines eine belgische 
Inval id i tä ts rente beziehenden italienischen Staatsangehörigen mit der Begründung 
eingestellt, d a ß der Berechtigte von dem Zeitpunkt, von dem ab ihm auch eine 
anteilige italienische Inval id i tä ts rente gewähr t werde, lediglich Anspruch auf die 
(geringeren) italienischen Familienbeihilfen habe; zugleich wurden in der Vergan­
genheit bereits gewähr te Beihilfen zurückverlangt . D a der italienische Rentenbezie­
her die Rückers ta t tung der bereits erhaltenen Familienbeihilfen verweigerte, klagte 
der belgische Träger auf Erstattung. Das angerufene belgische Gericht legte dem 
Gerichtshof die Frage zur Entscheidung vor, ob A r t . 77 Abs. 2 Buchst, b Ziff. i V O 
( E W G ) N r . 1408/71 dahin auszulegen sei, d a ß der Anspruch auf Familienleistun­
gen gegenüber dem Staat, in dem der Empfänger einer Inval id i tä t s ren te wohnt (im 
vorliegenden F a l l : Italien), den schon länger bestehenden Anspruch auf höhere 
Familienleistungen gegenüber einem anderen Staat (im vorliegenden F a l l : Belgien) 
untergehen lasse. 

Unter Hinweis auf „die der Verordnung N r . 1408/71 zugrundeliegenden P r i n ­
zipien" hat der Gerichtshof entschieden, d a ß dann, wenn in dem in A r t . 77 Abs. 2 
Buchst, b Ziff. i vorgesehenen Fa l l der Betrag der im Wohnstaat (im vorliegenden 
F a l l : Italien) gezahlten Leistungen unter dem der von dem anderen verpflichteten 
Staat (im vorliegenden F a l l : Belgien) gewähr ten Leistungen liegt, dem Arbeitneh­
mer der höhere Betrag erhalten bleibt und er vom zuständigen Träger des letztge­
nannten Staates eine Zusatzleistung in H ö h e des Unterschieds zwischen den beiden 
Beträgen e rhä l t . 5 0 Der Anspruch auf Familienleistungen gegenüber dem Staat, in 
dem der Empfänger einer Inval id i tä ts rente wohnt, l äß t den schon länger bestehen­
den Anspruch auf höhere Familienleistungen gegenüber einem anderen Mi tg l ied­
staat also nicht untergehen. Die Begründung dieser Entscheidung entspringt einmal 
mehr Inhalt und Zweck der Gemeinschaftsverordnungen über die soziale Sicher­
heit der Wanderarbeitnehmer. Die Verordnungen haben kein gemeinsames System 
der sozialen Sicherheit geschaffen, sondern „eigene Systeme bestehen lassen, die 
eigene Forderungen gegen eigene Träger gewähren, gegen die dem Leistungsberech­
tigten unmittelbare Ansprüche entweder allein nach nationalem Recht oder erfor­
derlichenfalls nach durch Gemeinschaftsrecht ergänztem nationalen Recht zustehen. 
. . . Vorbehaltlich ausdrücklich vorgesehener vertragskonformer Ausnahmen ist die 
Gemeinschaftsregelung so anzuwenden, daß sie dem Wanderarbeitnehmer oder dem 
ihm gegenüber Berechtigten nicht einen Tei l der Leistungen nach dem Recht eines 
Mitgliedstaats aberkennt." 5 1 In entsprechender Weise hat der Gerichtshof im vor­
liegenden Fa l l entschieden, d a ß die Gemeinschaftsregelung auch nicht so angewendet 
werden, d a ß sie zu einer Verminderung der Leistungen führt , die dem Wander­
arbeitnehmer bzw. dem ihm gegenüber Berechtigten nach den durch das Gemein­
schaftsrecht ergänzten innerstaatlichen Recht (hier: nach belgischem Recht) zustehen. 
Zugleich tritt die in der Rechtsprechung des Gerichtshofs bereits häufig angetroffene 
Überlegung zutage, d a ß die Gemeinschaftsvorschriften über die soziale Sicherheit 
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zugunsten der Wanderarbeitnehmer auszulegen sind mit der Folge, d a ß ihnen alle 
in den einzelnen Mitgliedstaaten zustehenden Leistungen bis zu deren Höchstbetrag 
gesichert werden sollen. 5 2 

bb) Zu Art. 78 Abs. 2 VO (EWG) Nr. 1408/71 

U m die Auslegung einer dem A r t . 77 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 1408/71 verwand­
ten Bestimmung, nämlich um den A r t . 78 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 1408/71, ging es 
bei dem Vorabentscheidungsersuchen des S G Augsburg in der R S 807/79 (Gra-
vina).sz In seinem Beschluß vom 25. 10. 1979 stellte das Gericht dem Gerichtshof 
folgende Fragen: 

„ 1 . Bewirkt Ar t i ke l 78 Absatz 2 der Verordnung ( E W G ) N r . 1408/71 des Rates 
vom 14. 6. 1971 bei einem Wohnsitzwechsel der Waisen in einen anderen Mi tg l ied­
staat, daß die in einem Mitgliedstaat bereits bestandskräftig festgestellten Leistun­
gen im Sinne des Art ikels 78 Absatz 1 der Verordnung vom zuständigen Träger 
dieses Mitgliedstaates entzogen werden können, wenn bei einer erstmaligen Fest­
stellung dieser Leistungen nach Ar t i ke l 78 Absatz 2 der Verordnung die Zus tändig­
keit des Trägers des anderen Mitgliedstaates gegeben wäre? 

2. Ist die Entziehung gegebenenfalls auch dann gerechtfertigt, wenn ein A n ­
spruch auf die Leistungen nach Ar t i ke l 78 Absatz 1 der Verordnung N r . 1408/71 
allein nach innerstaatlichen Vorschriften gegeben ist?" 

Veran laß t waren diese Fragen durch einen Rechtsstreit, den die ehelichen Kinder 
eines in der Bundesrepublik Deutschland verstorbenen italienischen Staatsangehöri ­
gen, der 141 Beitragsmonate im deutschen Rentenversicherungssystem und zuvor 
42 Monate im italienischen System zurückgelegt hatte, gegen den zuständigen deut­
schen Träger führen. Dieser Träger - die L V A Baden - stellte die Zahlung der 
Waisenrenten ein, die den Trägern allein nach deutschen Rechtsvorschriften gewähr t 
und in der Bundesrepublik Deutschland nach dem Tod ihres Vaters gezahlt worden 
waren, als die Mutter der Kläger den Familienwohnsitz nach Italien verlegte und 
die Kläger infolgedessen nicht mehr in der Bundesrepublik Deutschland wohnten. 
Zur Begründung gab die L V A Baden an, nach A r t . 78 V O ( E W G ) N r . 1408/71 sei 
für die Gewährung solcher Renten der Träger des Staates zuständig, in dessen Ge­
biet die Waisen wohnen (im vorliegenden Falle also: Italien). 

Der Gerichtshof hat die ihm gestellten Fragen genauso beantwortet, wie er es 
wenige Wochen zuvor in der R S 733/79 (La Terza)54 getan hat: er leitet die Lö­
sung des Problems aus der Zielsetzung des A r t . 51 E W G V ab, der dem Rat der 
Europäischen Gemeinschaften die Aufgabe über t ragen habe, die auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit für die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer not­
wendigen M a ß n a h m e n zu beschließen. Dieses Z i e l werde verfehlt, wenn Arbei t­
nehmer als Folge der Ausübung ihres Rechts auf Freizügigkeit Vergünst igungen der 
sozialen Sicherheit e inbüßten, die ihnen die Rechtsvorschriften eines einzigen M i t ­
gliedstaats auf jeden F a l l zusichern. Deshalb dürfe A r t . 78 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 
1408/71 nicht so ausgelegt werden, d a ß die Waisen eines verstorbenen Arbeitneh­
mers, für den die Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten gegolten hä t ten , 
dadurch, d a ß die durch den Mitgliedstaat des neuen Wohnsitzes gewähr ten Leistun­
gen an die Stelle der Leistungen t rä ten, die sie vorher allein nach den Rechtsvor-
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Schriften eines anderen Mitgliedstaats erworben hä t ten , den Anspruch auf den 
höheren Betrag dieser Leistung e inbüßten ; wenn die Waisen ihren Wohnsitz in das 
Gebiet eines Mitgliedstaats verlegten, in dem ihnen nach dortigem Recht dann ein 
Leistungsanspruch zustehe, sei daher der Betrag der tatsächlich gezahlten Leistungen 
mit dem Betrag der Leistungen zu vergleichen, die sie in dem anderen Mitgliedstaat 
weiterbezogen hä t t en ; seien die neuen Leistungen niedriger als die früheren L e i ­
stungen, so sei den Waisen zu Lasten des zuständigen Trägers des Mitgliedstaats, in 
dem sie Ansprüche auf einen höheren Betrag erworben hä t t en - im Ergebnis letzt­
lich wie in der R S 733/79 (La Terza) - ein Zuschlag in H ö h e der Differenz z w i ­
schen den beiden Beträgen zu gewähren. 

Demgegenüber hatte die Kommission der Europäischen Gemeinschaften in ihrer 
Stellungnahme die Ansicht vertreten, der „En tzug" der nach den deutschen Rechts­
vorschriften bestehenden Ansprüche als Folge der Verlegung des Wohnsitzes der 
Kläger nach Italien dürfe nicht als eine unzulässige K ü r z u n g der in einem Mi tg l ied­
staat allein nach dessen Rechtsvorschriften erworbenen Leistungen angesehen wer­
den, die dann mit der Kumulierungsbeschränkung des A r t . 46 Abs. 3 V O ( E W G ) 
N r . 1408/71 vergleichbar sei, welche der Gerichtshof für unvereinbar mit A r t . 51 
E W G V erklär t habe; A r t . 78 V O ( E W G ) N r . 1408/71 enthalte nämlich kein 
Kumulierungsverbot, sondern eine Kollisionsnorm, die das anwendbare Recht be­
stimme, das den zuständigen Träger zur G e w ä h r u n g von Leistungen für Versiche­
rungszeiten verpflichte, die in anderen Mitgliedstaaten zurückgelegt worden seien. 

i) Erbringung von vorläufigen Leistungen 

Im Zusammenhang mit der R S 53/79 (Damiani)™ hat der Gerichtshof in einer 
Weise zum Rechtsschutz Stellung genommen, die erkennen läßt , d a ß eine A r t a l l ­
gemeiner Rechtsgrundsatz, wonach dann, wenn eine Rechtsordnung ein Recht 
begründet , im Regelfall auch die Möglichkeit zu seiner Durchsetzung vorgesehen 
sein muß , auch im Gemeinschaftsrecht gilt. D ie Vorschrift des A r t . 45 Abs. 1 V O 
( E W G ) N r . 574/72 bestimmt, daß ein mit der Bearbeitung eines Antrages auf 
Leistung bei Inva l id i tä t , Al ter , oder T o d (Hinterbliebene) befaßter Träger ver­
pflichtet ist, sofort vorläufige Leistungen zu erbringen, wenn er feststellt, d a ß nach 
den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften der Antragsteller Anspruch auf 
Leistungen hat, ohne d a ß die nach den Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten 
zurückgelegten Versicherungs- oder Wohnzeiten Berücksichtigung finden müssen. 
Die H ö h e der geschuldeten vorläufigen Leistungen richtet sich nach den allein auf­
grund des innerstaatlichen Rechts bestehenden Ansprüchen. Der bearbeitende T r ä ­
ger hat den Antragsteller von den vorläufigen Leistungen zu unterrichten und ihn 
zugleich darauf aufmerksam zu machen, daß die M a ß n a h m e vorläufiger Natur ist 
und „nicht angefochten werden" kann (Ar t . 45 Abs. 4). 

D ie Formulierung, daß die vorläufige Leistung „nicht angefochten werden" kann, 
soll nach Auffassung des E u G H Klagen ausschließen, welche die endgült ige Fest­
stellung der Leistungsansprüche des Betroffenen zum Gegenstand haben. Die inso­
fern eng auszulegende Vorschrift schließe nicht aus, d a ß vor den zuständigen inner­
staatlichen Gerichten wegen Nichterfül lung oder verspäteter Erfül lung geklagt 
werde. Aus diesem Grunde sei ein innerstaatliches Gericht durch A r t . 45 Abs. 4 V O 

442 



Das Sozialrecht in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 

( E W G ) N r . 574/72 auch nicht daran gehindert, einem Kläger, der die Nichteinhal­
tung der Verpflichtungen eines zuständigen Trägers aus Absatz 1 dieser Vorschrift 
geltend mache, Zinsen aus den vorläufig geschuldeten Leistungen zuzusprechen. 

2. Sonstige soziale Angelegenheiten in der Rechtsprechung des Gerichtshofs 

a) Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

aa) Der Zugang zum öffentlichen Dienst 

Im folgenden soll auf ein Ur te i l des Gerichtshofs hingewiesen werden, das zwar 
nicht unmittelbar das Gemeinschaftssozialrecht betrifft, jedoch Auswirkungen dar­
auf haben kann und wegen seines Inhalts möglicherweise noch für erhebliche Aus­
einandersetzung sorgen wi rd . Die RS 149/79, über die der Gerichtshof am 17. 12. 
1980 erst eine vorläufige Entscheidung gefäll t hat, 5 6 betrifft eine Klage der K o m ­
mission vor dem Gerichtshof gegen das Königreich Belgien, mit der die Feststellung 
begehrt wi rd , daß Belgien dadurch gegen seine Verpflichtungen aus den Rechtsvor­
schriften über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft 
verstoßen habe, daß es den Besitz der belgischen Staatsangehörigkei t zur Voraus­
setzung für die Einstellung in nicht unter A r t . 48 Abs. 4 E W G V fallende Beschäfti­
gungsverhältnisse gemacht bzw. die Aufstellung dieser Bedingung zugelassen habe. 
Die Bedeutung dieser Rechtssache wi rd dadurch unterstrichen, d a ß die Bundesrepu­
bl ik Deutschland, Frankreich und das Vereinigte Königreich der beklagten Partei 
als Streithelfer zur Unters tü tzung beigetreten sind. 

Der Sachverhalt ist folgender: In Belgien boten öffentliche Einrichtungen und 
Körperschaften des öffentlichen Rechts - die Stadt Brüssel, die Gemeinde Auder-
ghem, die belgischen Eisenbahngesellschaften S N C B und S N C V - durch Anschlag 
oder Veröffentlichung in der Presse eine Reihe von Stellen an, bei denen als Einstel­
lungsvoraussetzung die belgische Staatsangehörigkei t verlangt wurde. Bei den be­
treffenden Stellen handelte es sich u. a. um Beschäftigungen als Lokomot ivführer , 
Gleisarbeiter, Kranken-, Säuglings- und Kinderschwestern, Nachtwächter und 
Architekten. Die Kommission teilte der belgischen Regierung mit, sie halte diese 
Einstellungspolitik für unvereinbar mit dem Gemeinschaftsrecht, wei l sich der V o r ­
behalt des A r t . 48 Abs. 4 E W G V - „Dieser Artikel findet keine Anwendung auf die 
Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung" - nur auf Beschäftigungen beziehe, 
die mit einer tatsächlichen Teilnahme an der Ausübung der öffentlichen Gewalt 
einhergingen, nicht aber auf Beschäftigungen der in den betreffenden Stellenange­
boten bezeichneten A r t . 

Es geht also in dieser Auseinandersetzung um die „Beschäftigung in der öffent­
lichen Verwaltung" als zulässige Ausnahme vom Grundsatz der Freizügigkeit . 

Durch eine Klage der Kommission gegen das Königreich Belgien nach A r t . 169 
E W G V mit der Problematik befaßt, hat der Gerichtshof sich zunächst zur Bedeu­
tung des A r t . 48 Abs. 4 E W G geäußert . Die Bestimmung nehme diejenigen 
Stellen vom Anwendungsbereich der ersten drei Absätze des A r t . 48 des E W G -
Vertrages aus, die eine unmittelbare oder mittelbare Teilnahme an der Ausübung 
hoheitlicher Befugnisse und an der Wahrnehmung solcher Aufgaben mit sich bräch-
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ten, die auf die Wahrung der allgemeinen Belange des Staates oder anderer öffent­
licher Körperschaften gerichtet seien. Die Beschäftigung auf derartigen Stellen setze 
nämlich ein Verhäl tnis besonderer Verbundenheit des jeweiligen Stelleninhabers 
zum Staat sowie die Gegenseitigkeit von Rechten und Pflichten voraus, die dem 
Staatsangehör igkei tsband zugrunde lägen. Die Schwierigkeit, den Anwendungs­
bereich der Vorschrift abzugrenzen, bestehe darin, d a ß die Träger hoheitlicher Be­
fugnisse in den einzelnen Mitgliedstaaten wirtschaftliche und soziale Aufgaben 
übernommen hä t ten oder in Bereichen tät ig seien, die nicht den typischen Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung zugerechnet werden könnten , sondern ihrem Wesen 
nach in den Anwendungsbereich des EWG-Vertrages fielen. Die Erstreckung des 
Vorbehalts des A r t . 48 Abs. 4 E W G V auf Stellen, die zwar dem Staat oder ande­
ren Öffentlich-rechtlichen Einrichtungen zugeordnet seien, jedoch keine Mi tw i rkung 
bei der Erfüllung von Aufgaben mit sich brächten, die zur öffentlichen Verwaltung 
i . e. S. gehörten, hä t te unter diesen Ums tänden zur Folge, d a ß eine beträchtliche 
Z a h l von Stellen der Anwendung der Grundsä tze des Vertrages entzogen und je 
nach den Unterschieden in der jeweiligen Organisation des Staates und bestimmter 
Bereiche des Wirtschaftslebens Ungleichheiten zwischen Mitgliedstaaten geschaffen 
w ü r d e n . Der Gerichtshof bezeichnet es deshalb als Aufgabe, zu prüfen, „ob die 
von der Klage betroffenen Stellen dem Begriff der öffentlichen Verwaltung in dem 
Sinne von Ar t i ke l 48 Abs. 4 zugerechnet werden können, der in der gesamten Ge­
meinschaft eine einheitliche Auslegung und Anwendung erfahren m u ß " . Ferner 
w i r d darauf hingewiesen, daß „die Einordnung davon abhängt , ob die betreffen­
den Stellen typisch für die spezifischen Tät igkei ten der öffentlichen Verwaltung 
insoweit sind, als diese mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse und mit der Ver ­
antwortung für die Wahrung der allgemeinen Belange des Staates betraut ist". 
A u f Grund der in den Akten enthaltenen und von den Parteien im Laufe des 
schriftlichen und mündlichen Verfahrens gemachten Angaben allein sah sich der 
Gerichtshof jedoch außers tande, die wahre Na tur der mit den streitigen Stellen 
verbundenen Aufgaben mit hinreichender Sicherheit zu beurteilen und im Lichte 
der vorstehenden Erwägungen festzustellen, welche dieser Stellen nicht unter den 
Begriff der öffentlichen Verwaltung im Sinne von A r t . 48 Abs. 4 E W G V fallen. 
Immerhin hat sich der Gerichtshof mit einigen der von den Parteien und den Streit­
helfern vorgebrachten Argumenten auseinander gesetzt. E r betont dabei den Aspekt 
der einheitlichen Auslegung und Anwendung der Vorschrift innerhalb der gesamten 
Gemeinschaft sowie den Vorrang des Gemeinschaftsrechts, insbesondere auch gegen­
über nationalem Verfassungs- und öffentlichem Dienstrecht. 

Feststehen dürfte, d a ß - und dies gilt auch für das deutsche Beamtenrecht und die 
Vorschrift des A r t . 33 G G - der Rückgriff auf nationale Rechtsvorschriften mit dem 
Zie l , die Tragweite der Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts zu begrenzen, die 
Einheit und Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts beeinträchtigen w ü r d e und von 
daher nicht zulässig ist. Maßgebend für die Auslegung des A r t . 48 Abs. 4 E W G ist 
die Funktion dieser Vorschrift, dem berechtigten Interesse der Mitgliedstaaten 
daran Rechnung zu tragen, ihren eigenen Staatsangehörigen diejenigen Stellen vor­
zubehalten, die einen Zusammenhang mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse 
und der Wahrung allgemeiner Belange aufweisen. A u f der anderen Seite soll jedoch 
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verhindert werden, daß die praktische Wirksamkeit und die Tragweite der Ver ­
tragsbestimmungen über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und über die Gleich­
behandlung der Angehörigen aller Mitgliedstaaten durch Auslegungen des Begriffs 
der öffentlichen Verwaltung, die aus dem nationalen Recht gewonnen werden, ein­
geschränkt und unterlaufen werden. Bei Stellen, die zwar von öffentlichen Einr ich­
tungen angeboten werden, jedoch nicht in den Anwendungsbereich des A r t . 48 
Abs. 4 E W G V fallen, wie er vorstehend abstrakt umrissen worden ist, müssen 
Arbeitnehmer aus anderen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zwar ebenso wie i n ­
ländische Arbeitnehmer alle sonstigen Einstellungsvoraussetzungen, insbesondere in 
bezug auf die geforderten beruflichen Fähigkeiten und Kenntnissen, erfüllen, doch 
ist es nach den ersten drei Absätzen des A r t . 48 E W G V und nach der Verordnung 
( E W G ) N r . 1612/68 in insbesondere nach deren A r t . 8 - nicht zulässig, ihnen allein 
wegen der Staatsangehörigkeit den Zugang zu derartigen Stellen zu verwehren. 

Der Gerichtshof hat die Entscheidung über die Vertragsverletzungsklage der 
Kommission gegen das Königreich Belgien ausgesetzt und den Parteien aufgegeben, 
den Streitgegenstand im Lichte der rechtlichen Erwägungen dieses Urteils erneut zu 
prüfen und dem Gerichtshof über das Z ie l der Ergebnisse bis zum 1. 7. 1981 zu be­
richten. Im Anschluß daran wi rd der Gerichtshof eine endgültige Entscheidung tref­
fen. Es ist nicht ausgeschlossen, daß der Gerichtshof zumindest einige der genannten 
Stellenausschreibungen - z. B . Klempner, Gärtnereigehilfen, Nachtwächter , ange­
lernte Arbeiter - als nicht unter den Ausnahmetatbestand des A r t . 48 Abs. 4 E W G V 
fallend ansehen wi rd . 

Es ist unschwer vorauszusehen, d a ß von einer derartigen Rechtsprechung zahl­
reiche in der Bundesrepublik Deutschland deutschen Staatsangehörigen vorbehal­
tene Stellen betroffen wären . So kann beispielsweise nach § 7 Abs. 1 N r . 1 B B G in 
das Beamtenverhäl tnis nur berufen werden, wer „Deutscher" im Sinne des A r t . 116 
G G ist. Ausnahmen können zugelassen werden, „wenn für die Gewinnung des 
Beamten ein dringendes dienstliches Bedürfnis besteht" (§ 7 Abs. 2 B B G ) . In den 
Beamtengesetzen der Länder finden sich entsprechende Regelungen. Die verfas­
sungsrechtliche Zulässigkeit der Beschränkung des Zugangs zum Beamtenverhäl tn is 
auf Deutsche wi rd A r t . 33 Abs. 2 G G entnommen („Jeder Deutsche hat nach seiner 
Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen 
Amte") . 5 7 

Diese Rechtslage und insbesondere auch die geltende Einstellungspraxis werden 
im Hinbl ick auf die vore rwähnte und demnächst zu erwartende Judikatur des 
E u G H auf ihre Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht zu überprüfen sein. 

bb) Der Anwendungsbereich der Verordnung (EWG) Nr. 1612168 über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer in der Gemeinschaft 

In der bereits behandelten R S 110/79 (Coonan)56 hat der Gerichtshof einmal 
mehr zu der Vorschrift des A r t . 7 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 1612/68 Stellung genom­
men 5 9 und darauf hingewiesen, daß die Verordnung ( E W G ) N r . 1612/68 in erster 
Linie darauf ausgerichtet sei, den Arbeitnehmern aus anderen Mitgliedstaaten in 
jedem Mitgliedstaat eine im Vergleich zu den inländischen Arbeitnehmern nicht 
diskriminierende Behandlung zu gewährleisten; zu diesem Zweck werde die syste-
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matische Anwendung des Grundsatzes der In länderbehand lung bei allen Arbeits­
und Beschäftigungsbedingungen angeordnet. Dagegen verfolge die Verordnung -
und dies stimme mit der Zielsetzung der Verordnung ( E W G ) N r . 1408/71 über­
e i n 6 0 - nicht den Zweck, Ansprüche auf Grund in einem anderen Mitgliedstaat 
zurückgelegten Versicherungszeiten zu schaffen, wenn diese In länder nach inner­
staatlichen Bestimmungen nicht bestünden. 

Mache das innerstaatliche Recht eines Mitgliedstaats also beispielsweise den Be i ­
tritt zu einem Teilsystem der sozialen Sicherheit von der Voraussetzung abhängig , 
daß der Betroffene bereits zuvor dem innerstaatlichen System der sozialen Sicher­
heit angehör t und in dem betreffenden Mitgliedstaat bestimmte Versicherungszeiten 
zurückgelegt habe, so lasse sich auch der Verordnung ( E W G ) N r . 1612/68 nicht die 
Verpflichtung entnehmen, in einem anderen Mitgliedstaat zurückgelegte Versiche­
rungszeiten den Zeiten, die - wie vorstehend beschrieben - nach innerstaatlichem 
Recht Beitrittsvoraussetzungen sind, gleichzustellen. 6 1 

M i t Wyatt*2 mag man die Quintessenz dieser Entscheidung darin erblicken, d a ß 
sie eine Abstimmung vornimmt zwischen dem Diskriminierungsverbot, das dem 
A r t . 7 Abs. 2 V O ( E W G ) N r . 1612/68 zugrunde liegt, einerseits, und dem „ K o ­
ordinierungssystem", das A r t . 51 E W G V und die Gemeinschaftsverordnungen über 
die soziale Sicherheit bilden, andererseits; das Diskriminierungsverbot gilt inner­
halb des letztgenannten Systems. 

b) Der Grundsatz der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 

Z u den gegenwärt ig meist diskutierten rechtspolitischen Anliegen nicht nur in 
der Bundesrepublik Deutschland, sondern auch in den übrigen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft gehört die Forderung nach der Gleichberechtigung der Frau in der 
Gesellschaft. Gegenstand gesetzgeberischer Bemühungen sowohl auf nationaler wie 
auf Gemeinschaftsebene63 war in den letzten Jahren als Teilaspekt dieser Proble­
matik die Frage der Gleichberechtigung der Frau im Arbeitsleben. 6 4 Dem Gemein­
schaftsrecht kommt dabei insofern eine Vorreiterfunktion zu, als der A r t . 119 
E W G V , der den Grundsatz „Gleiches Entgelt für Männe r und Frauen" im Ge­
meinschaftsrecht verankert, eine Vorschrift ist, auf die sich betroffene Personen vor 
den innerstaatlichen Gerichten berufen k ö n n e n . 6 5 A u f die Probleme, welche die 
Umsetzung und Anwendung dieser Vorschrift im innerstaatlichen Redit der M i t ­
gliedstaaten aufwirft, war im vergangenen Jahr bereits unter Bezugnahme auf die 
Entscheidung des englischen Court of Appeal in Sachen Macarthys L t d . v . Wendy 
Smith hingewiesen worden. 6 6 M i t diesem Fal l hatte sich nun auch der E u G H zu 
befassen.67 Dem Rechtsstreit, der zu der Vorlage an den Gerichtshof gemäß A r t . 
177 E W G V geführt hat, liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Die Macarthys L t d . 
ist eine Großhandelsf i rma für pharmazeutische Erzeugnisse mit Sitz in London. Sie 
unterhä l t Lagerhäuser, in denen die zum Versand an Einzelhändler bestimmten 
Waren aufbewahrt werden. Jedes Lagerhaus ist in vier Abteilungen unterteilt, von 
denen eine das eigentliche Lager darstellt. Das Lager im Lagerhaus Wembley wurde 
bis zum 20. 10. 1975 von Her rn McCul lough geleitet. Nach dessen Ausscheiden blieb 
die Stelle bis zum 1. 3. 1976 unbesetzt. M i t Wirkung von diesem Tage an wurde die 
Leitung des Lagers Frau Wendy Smith übertragen, die diese Tät igkei t bis zum 9. 3. 
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1977 ausübte. Während ihr Vorgänger McCul lough einen Wochenlohn von £ 60 
erhalten hatte, zahlte die Firma Frau Smith lediglich £ 50. Daraufhin erhob Frau 
Smith Klage vor dem Industrial Tr ibunal London und machte geltend, sie sei auf 
G r u n d des englischen Equal Pay A c t 1970 für die Zeit, w ä h r e n d deren sie das 
Lager geleitet habe, so zu behandeln, als habe sie Anspruch auf den gleichen Lohn, 
der ihrem Vorgänger McCul lough gezahlt worden war. Die Kläger in obsiegte vor 
dem Industrial Tribunal und auch in zweiter Instanz vor dem Employment 
Appea l Tribunal . Der daraufhin von der Beklagten angerufene Court of Appeal , 
C i v i l Div i s ion , des Supreme Court of Judicature setzte das Verfahren aus und 
legte dem E u G H die Frage vor, ob sich der Grundsatz des gleichen Entgelts bei 
gleicher Arbeit , wie er in A r t . 119 E W G V und in A r t . 1 der Richtlinie N r . 75/117 
des Rates vom 10. 2. 1975 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und 
Frauen 6 8 enthalten ist, auf die Fälle beschränkt, in denen Männer und Frauen 
gleichzeitig die gleiche Arbeit für ihren Arbeitgeber leisten. Für den Fa l l , d aß er 
diese erste Frage verneine, solle der Gerichtshof klarstellen, ob der Grundsatz des 
gleichen Entgelts bei gleicher Arbeit eingreift, wenn eine Arbeitnehmerin nachwei­
sen kann, d a ß sie von ihrem Arbeitgeber für ihre Arbeit ein geringeres Entgelt er­
häl t , als bei gleicher Arbeit für denselben Arbeitgeber ein M a n n erhielte, oder ob 
der Grundsatz dann zur Anwendung kommt, wenn nachgewiesen wi rd , daß die 
Arbeitnehmerin von ihrem Arbeitgeber für ihre Arbeit ein geringeres Entgelt erhält 
als ein männlicher Arbeitnehmer erhalten hat, der vor ihrer Einstellung eingestellt 
war und die gleiche Arbeit geleistet hat. 

Der Gerichtshof hat zu diesen Fragen wie folgt Stellung genommen: Nach A r t . 
119 Abs . 1 E W G V seien die Mitgliedstaaten verpflichtet, den Grundsatz des glei­
chen Entgelts für Männe r und Frauen bei gleicher Arbeit anzuwenden und beizu­
behalten. Die Vorschrift des A r t . 119 Abs. 1 E W G V sei unmittelbar anwendbar, 
ohne d a ß nähere Durchführungsmaßnahmen der Gemeinschaft oder Mitgliedstaaten 
erforderlich seien, und zwar auf alle Ar ten unmittelbarer, offener Diskriminierun­
gen, die sich anhand der in der Vorschrift genannten Kriterien gleiche Arbeit und 
gleiches Entgelt ermitteln ließen. Z u den insoweit feststellbaren Diskriminierungen 
gehöre insbesondere der Fall des ungleichen Entgelts für männliche und weibliche 
Arbeitnehmer bei gleicher Arbeit in einem und demselben Dienst oder Betrieb.69 

Dabei komme es entscheidend auf den Nachweis an, daß ein Mann und eine Frau, 
welche die „gleiche Arbei t" i . S. von A r t . 119 leisteten, unterschiedlich behandelt 
w ü r d e n . Der Begriff „gleiche Arbei t" ist nach Auffassung des Gerichtshofs ein rein 
qualitativer Begriff, der sich ausschließlich auf die Art der betreffenden Arbeitslei­
stung beziehe und nicht durch ein Erfordernis der Gleichzeitigkeit eingeschränkt 
werden dürfe (wobei natürlich nicht ausgeschlossen sei, daß eine unterschiedliche 
Entlohnung zweier Arbeitnehmer, die den gleichen Arbeitsplatz zu verschiedenen 
Zeiten innehaben, auch mit Ums tänden erklär t werden könne, die nichts mit einer 
Diskriminierung auf Grund des Geschlechts zu tun hä t ten) . 

Der Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher Arbeit 
ist also nicht auf die Fälle beschränkt, in denen Männer und Frauen gleichzeitig die 
gleiche Arbeit für denselben Arbeitgeber leisten. 
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Die zweite Frage, ob eine Arbeitnehmerin nicht nur Anspruch auf den Lohn hat, 
der einem Arbeitnehmer, der zuvor die gleiche Arbeit für ihren Arbeitgeber gelei­
stet hat, gezahlt worden ist, sondern - gleichsam unter Verwendung der Figur eines 
„hypothetischen männlichen Arbeitnehmers" - auf das Entgelt, das ein M a n n bean­
spruchen könnte , der diese Tät igkei t ausüben w ü r d e (selbst wenn es keinen m ä n n ­
lichen Arbeitnehmer gibt, der eine vergleichbare Arbeit gegenwärt ig verrichtet oder 
früher verrichtet hat), betrifft nach Meinung des Gerichtshofs eine mittelbare, ver­
steckte Diskriminierung. Ihre Beantwortung w ü r d e den Vergleich ganzer Industrie­
zweige erfordern und voraussetzen, d a ß zuvor durch gemeinschaftliche oder natio­
nale Gesetzgebungsorgane entspechende Beurteilungskriterien festgelegt worden 
wären . Aus diesem Grunde beschränkt der Gerichtshof die vergleichende Unter­
suchung von Fällen tatsächlicher Diskriminierung, die in den Geltungsbereich des 
A r t . 119 E W G V fallen, auf solche Vergleiche, die sich anhand konkreter Bewertun­
gen durchführen lassen und tatsächliche Arbeitsleistungen von Arbeitnehmern ver­
schiedenen Geschlechts in ein und demselben Betrieb oder Dienst betreffen. 7 0 

Der Grundsatz des gleichen Entgelts, wie er in A r t . 119 E W G V verbrieft ist, 
greift mithin ein, wenn der Nachweis geführt wi rd , daß einer Arbeitnehmerin unter 
Berücksichtigung der A r t ihrer Tät igkei t ein geringeres Entgelt gewähr t worden ist 
als einem Arbeitnehmer, der vor ihr eingestellt war und für den Arbeitgeber die 
gleiche Arbeit geleistet hat. 

Das Ur te i l stellt also klar, d a ß der Grundsatz des gleichen Entgelts für M ä n n e r 
und Frauen bei gleicher Arbeit nicht auf Fälle beschränkt ist, in denen Männer und 
Frauen gleichzeitig die gleiche Arbeit für denselben Arbeitgeber leisten, sondern 
d a ß er auch eingreift, wenn eine Arbeitnehmerin unter Berücksichtigung der A r t 
ihrer Tät igkei t ein geringeres Entgelt erhalten hat als dies früher einem Arbeitneh­
mer gewähr t wurde. Das Ur te i l en thä l t insofern, als es den hypothetischen V e r ­
gleich des Entgelts der Arbeitnehmerin mit demjenigen, das ein M a n n an ihrer 
Stelle erhielte, nicht zu läß t , zugleich aber eine wesentliche Einschränkung. Der recht 
pauschale Hinweis des Gerichtshofs auf die Notwendigkeit des Vergleichs ganzer 
Industriezweige und die vorherige Festlegung von Beurteilungskriterien durch die 
gemeinschaftlichen oder nationalen Gesetzgebungsorgane kann das nicht überzeu­
gend rechtfertigen. Vielmehr sind durchaus Fälle denkbar - beispielsweise die Zah ­
lung eines höheren Lohnes an männliche Arbeitnehmer, die in einem anderen Be­
trieb desselben Unternehmens die gleiche Arbeit verrichten - , in denen auch ohne 
das tatsächliche Vorhandensein einer männlichen Vergleichsperson das Vorliegen 
einer Diskriminierung zu beweisen wäre . Auch könn te man daran denken, im Wege 
der Beweislastverteilung vom Arbeitgeber in derartigen Fällen die Widerlegung 
der Vermutung einer verbotenen Ungleichbehandlung zu verlangen. (Denn es sind 
natürlich auch Fälle denkbar, in denen persönliche Ums tände es rechtfertigen, einen 
Arbeitnehmer höher zu entlohnen als eine Arbeitnehmerin, z. B . wenn der Betref­
fende bereits längere Zeit im Unternehmen tä t ig ist). Der sich jetzt auf Grund der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs ergebende Rechtszustand, daß eine Arbeitnehme­
rin immer einen wirkl ich existierenden männlichen Arbeitnehmer als Vergleichs­
person nachweisen muß , schraubt die Anforderungen, an die der Nachweis einer 
Lohndiskriminierung geknüpft ist, (allzu) sehr hoch. 
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Den Ausgangsrechtsfall Macarthys Ltd. v. Smith dagegen hat der Court of 
Appeal unter Berücksichtigung des Urteils des E u G H mittlerweile endgült ig zu ­
gunsten der Kläger in entschieden.7 1 

Was die Richtlinie des Rates vom 19. 12. 1978 zur schrittweisen Verwirklichung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Bereich der 
sozialen Sicherheit12 angeht, so gehört nicht sehr viel Prophetengabe dazu, voraus­
zusagen, d a ß sich nationale Gerichte wie E u G H in der Zukunft noch eingehend 
werden mit dieser Materie beschäftigen müssen. Denn die nationalen Regierungen 
und Parlamente tun sich recht schwer, diesem Grundsatz in ihrer nationalen Gesetz­
gebung Geltung zu verschaffen.7 3 

Offen gelassen hat der E u G H in seiner Entscheidung in der R S 129/79 (Smith) 
die schwierige Rechtsfrage nach der unmittelbaren Anwendbarkeit derartiger Richt­
linien (im konkreten F a l l : der Richtlinie [ E W G ] N r . 75/117) in den Mitgliedstaa­
ten. 7 4 Die Ansicht von Wyatt, wonach der Gerichtshof „im Ernstfal l" wohl dazu 
neigen würde , die Frage der unmittelbaren Anwendbarkeit einer derartigen Richt­
linie zu verneinen, 7 5 mag zwar einiges für sich haben, doch ist diese Frage im (hier 
nicht zu erör ternden) Gesamtzusammenhang der Geltung der einzelnen Rechtsin­
strumente der Gemeinschaft zu sehen und damit Tei l einer allgemeineren Proble­
mat ik . 7 6 

III. Ausblick 

Bereits f r ühe r 7 7 war darauf hingewiesen worden, d a ß der Gerichtshof ständig 
mit der zunehmenden Flut neuer Rechtssachen, die auf ihn zukommen, zu kämpfen 
hat. Lag die Gesamtzahl der beim E u G H anhängig gemachten Verfahren im Jahre 
1974 bei 110, so wurden 1979 insgesamt 1332 Klagen eingereicht (einschließlich 
1110 Beamtenklagen, die z. T . den gleichen Streitgegenstand betreffen), so d a ß der 
„reale" Zugang bei 232 Klagen lag. A l l e i n im ersten Halbjahr 1980 wurden über 
140 Neuzugänge verzeichnet. 7 8 Bülow weist in diesem Zusammenhang zu Recht 
darauf hin, d a ß die Personalgerichtsbarkeit des Gerichtshofs eine Kompetenz ist, 
die ihrer Bedeutung nach am ehesten verzichtbar w ä r e . 7 9 E i n Vorschlag der K o m ­
mission, ein erstinstanzliches Dienstgericht einzuführen, das als Tatsacheninstanz 
tä t ig w ä r e und dem Gerichtshof nur noch die Zuständigkei t als Revisionsgericht 
beließe, liegt seit 1978 auf dem Tisch. Auch zu einer Vermehrung der Zah l der Rich­
ter über die Zah l der Mitgliedstaaten hinaus - gegenwärt ig also 10 - und der 
Gene ra l anwä l t e - derzeit 4 - ist es entgegen den Wünschen des Gerichtshofs noch 
nicht gekommen; die Mitgliedstaaten haben sich darüber bislang nicht zu einigen 
vermocht. Demgegenüber sind hinsichtlich der Verfahrensregeln einige Änderungen 
zu verzeichnen: So wurde auf Grund einer am 8. 10. 1979 in Kraft getretenen 
Ä n d e r u n g der Verfahrensordnung eine Drit te Kammer geschaffen, welcher der 
Präs iden t des Gerichtshofs vorsteht. Auch wurden die Möglichkeiten der Verwei­
sung vom Plenum an die Kammern erweitert. 8 0 

Es bleibt abzuwarten, inwieweit sich diese und künftige Änderungen auch auf die 
Rechtsprechung des Gerichtshofs zu sozialrechtlichen Fragen auswirken werden. 
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IV. Anhang 

Verzeichnis der Entscheidungen des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften zu 
Fragen der Anwendung der Europäischen Verordnungen über die soziale Sicherheit 
- Fortsetzung der Tabelle aus Jahrbuch des Sozialrechts der Gegenwart, Bd. 2 (1980), 

S. 389 f. (s. auch die Tabelle in Jahrbuch des Sozialrechts der Gegenwart, Bd. 1 [1979], 
S.378 ff.)-
(Bei den Entscheidungen, die auf Vorlage deutscher Gerichte ergangen sind, wird das Vor­

lagegericht genannt.) 

Urteil Rechtssache (RS) Sammlung 
vom (Slg.) 

der 
Rechtsprechung 

des E u G H 

10. 1. 80 69/79 (Jordens-Vosters / Bestuur van de Bedrijfsvereniging 1980, 75 
voor de Leder- en Lederverwerkende Industrie) 

14. 2. 80 53/79 (Office national des pensions pour travailleurs salariés 1980, 273 
gegen Fioravante Damiani) 

28. 2. 80 67/79 (Waldemar Fellinger gegen Bundesanstalt für Arbeit) 1980, 535 
- BSG 

24. 4. 80 110/79 (Una Coonan gegen Insurance Officer) 1980, 1445 
22. 5. 80 143/79 (Margaret Walsh gegen National Insurance Officer) 1980, 1639 

Folgende weitere Entscheidungen sind gleichfalls 1980 ergangen, jedoch noch nicht in der 
amtlichen Sammlung des E u G H veröffentlicht: 
12. 6. 80 733/79 (Caisse de compensation des allocations familiales des regions de 

Charleroi et de Namur / Cosimo La Terza) 
12. 6. 80 1/80 (Fonds national de retraite des ouvriéers mineurs [ F N R O M ] / Y . Salmon) 
19. 6. 80 verb. RS 41/79, 121/79 u. 796/79 (Testa - Maggio - Vitale / Bundesanstalt 

für Arbeit) 
- Bayerisches LSG, BSG, L S G Hessen 

26. 6. 80 793/79 (A. Menzies / Bundesversicherungsanstalt für Angestellte) 
- BSG 

9. 7. 80 807/79 (Gravina / Landesversicherungsanstalt Schwaben) 
- SG Augsburg 

11. 7. 80 150/79 (Kommission der E G / Königreich Belgien) 
18. 9.80 818/79 (Allgemeine Ortskrankenkasse Mittelfranken / Landesversicherungs­

anstalt Ober- und Mittelfranken) 
- BSG 

8. 10. 80 810/79 (Uberschär / Bundesversicherungsanstalt für Angestellte) 
- BSG 

15. 10. 80 4/80 (Remo D'Amico / Office National des Pensions pour Travailleurs 
Salariés) 

Anmerkungen: 

[1] Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Vierzehnter Gesamtbericht über die 
Tätigkeiten der Europäischen Gemeinschaften 1980, Brüssel/Luxemburg 1981. Vgl. jüngst 
auch Gaston Thorn, Das Programm der EG-Kommission für 1981, in: Europa-Archiv 1981, 
D 175 ff., D 181 f. Vgl. auch Leo Crijns, Europäische Sozialpolitik, in: Bitburger Gespräche. 
Jahrbuch 1979/80, Trier o. J. , S. 323 ff. 
[2] Vgl. ABl E G (= Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften) L 39 v. 14. 2. 1976; zu 
dieser Problematik s. bereits Schulte/Zacher, Das Sozialrecht in der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs, in: Jahrbuch des Sozialrechts der Gegenwart (Hg.: Georg Wan-
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nagat), Berlin, Bd. 2 (1980), S. 359 ff. (im folgenden zitiert als: Schulte/Zacher, Jahrbuch), 
S. 360 f. 
[3] Zu Einzelheiten vgl. Bull. E G (= Bulletin der Europäischen Gemeinschaften) 5 -
1980, Ziff. 2.1.24 (S. 45). 
[4] Vgl. Bull. E G 9 - 1980, Ziff. 2.1.28 (S. 30 f.). 
[5] Vgl. dazu Schulte/Zacher, Jahrbuch 1979, S. 357 f. 
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des Europäischen Sozialfonds in den Jahren 1981-1983", in: Abi E G C 119 v. 14. 5. 1980; 
s. dazu Bull. E G 4 - 1980, Ziff. 2.1.37 (S. 51). 
[7] Vgl. Bull. E G 7/8 - 1980, Ziff. 2.1.43 (S. 42). 
[8] Vgl. Bull. E G 12 - 1980, Ziff. 2.1.49 (S. 49). - Zur „flexiblen" Altersgrenze und der 
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The retirement age in Europe - L'âge de la retraite en Europe, EISS Yearbook / Annuaire 
EISS (= European Institute for Social Security / Institut Européen de Sécurité Sociale) 
1978-1980, Part / Partie I, Deventer 1980 (dazu Bernd Schulte, Rentenalter und soziale 
Sicherheit: Ein Bericht über das 6. Colloquium des Europäischen Instituts für Soziale Sicher­
heit, in: Vierteljahresschrift für Sozialrecht [VSSR] 7 [1979], S. 261 ff.). 
[9] Vgl. Bull. E G 11 - 1980, Ziff. 2.1.35 (S. 37). - Zu dem Modellprogramm vgl. Horst 
Fenge, in: N D V (= Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge) 1975, 204 ff. S. auch Kommission der E G , Zweiter Bericht über das Europäische 
Programm . . . , Brüssel 1979. 
[10] Vgl. A B l E G C 169 v. 9. 7. 1980; s. auch Bull. E G 6 - 1980, Ziff. 2.1.51 (S. 53 f.). 
[11] Vgl. Bull. E G 11 - 1980, Ziff. 2.1.34 (S. 36 f.); s. dazu bereits Schulte/Zacher, Jahr­
buch 1980, S. 360. 
[12] Vgl. Bull. E G 6 - 1980, Ziff. 2.1.53 (S. 54). 
[13] Zu Einzelheiten vgl. Jürgen Schötz, Griechenlands Beitritt zu den Europäischen 
Gemeinschaften, in: DAngVers 1980, S. 479 ff. Die möglichen Auswirkungen des Beitritts 
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Auswirkungen des Vertrages über den Beitritt Griechenlands zur E G , abgedruckt in: Infor­
mationsbrief Ausländerrecht 3 (1981), 20 ff. 
[14] Vgl. dazu die Landesberichte, die zur Vorbereitung des 7. Colloquiums des European 
Institute for Social Security / Institut Européen de Sécurité Sociale zum Thema „Les 
Reformes de la Sécurité Sociale en Europe dans les Périodes 1965-1975 et 1975-1980" 
(Perugia/Italien, 16.-18. 10. 1980) erstattet worden sind, in: EISS Yearbook / Annuaire 
EISS, 1978-1980, Part / Partie II, Social Security Reforms in Europe / La Reforme de la 
Sécurité Soziale en Europe, Deventer 1980. Vgl. ferner die auf der Tagung selbst erstatteten 
Generalberichte, demnächst abgedr. in: EISS Yearbook / Annuaire EISS 1981, sowie Bernd 
Schulte, Reformen der sozialen Sicherheit in Westeuropa 1965-1980, in: Vierteljahresschrift 
für Sozialrecht (VSSR), 8 (1980), S. 323 ff. Zu dieser Problematik vgl. auch Jef van Langen-
donck, Die Harmonisierung des Rechts der sozialen Sicherheit in der E W G , in: Institut für 
Sozialrecht der Ruhr-Universität Bochum (Hg.), Internationalrechtliches Seminar zu ausge­
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[15] Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Das Europäische Sozialbudget 1970-
1975-1980, Brüssel/Luxemburg 1979, Nr. 43/44 (S. 22). 
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cher, Jahrbuch 1979, 360 ff. u. Jahrbuch 1980, 363 f. 
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Wyatt, in: E . L . Rev. (= European Law Review) 1981, 41 f. u. 58 f. 
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[19] E u G H , Urt. v. 29. 9. 1976, RS 17/76 (Brack), Slg. 1976, 1429 ff.; dazu Schulte/ 
Zacher, Jahrbuch 1979, 361. 
[20] E u G H , wie Fn. 18,1651 f. 
[21] E u G H , Urt. v. 31. 3. 1977, RS 87/76 (Bozzone), Slg. 1977, 687 ff.; dazu Schulte/ 
Zacher, Jahrbuch 1980, 365. 
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[69] Vgl. hierzu die „Defrenne-Entscheidungen" des Gerichtshofs, E u G H , Urt. v. 25. 5. 
1971, RS 80/70 (Defrenne I), Slg. 1971, 445 ff.; Urt. v. 8. 4. 1976, RS 43/75 (Defrenne II), 
Slg. 1976, 455 ff.; Urt. v. 15. 6. 1978, RS 149/77 (Defrenne III), Slg. 1978, 1365 ff.; s. dazu 
Schulte/Zacher, Jahrbuch 1979, 376 f. 
[70] E u G H , wie Fn. 67, S. 1289. 
[71] Court of Appeal, Judgment of April 17, 1980 Macarthys Ltd. v. Smith, The Times, 
April 18, 1980; vgl. Diana Guy/Guy Leigh, in: E . L. Rev. 1980, 246. - In zwei weiteren 
Lohndiskriminierungsfällen - Court of Appeal, Judgment of October 5, 1979, Worringham 
& Humphreys v. Lloyds Bank Limited, in: C . M . L. R. 1980, 293 und Employment Appeal 
Tribunal Judgment of November 5, 1979, Jenkins v. Kingstate (Clothing Productions) Ltd., 
in: I. R. L. R. (= Industrial Relations Law Reports) 1981, 6 - haben englische Gerichte 
mittlerweile den E u G H angerufen; vgl. Diana Guy/Guy Leigh, in: E . L. Rev. 1980, 244 ff. 
Grundlegend vgl. J . M . Thomson/F. Woolridge, Equal Pay, Sex Discrimination and 
European Community Law, in: Legal Issues of European Integration, 1980/1, S. 1 ff. 
[72] Vgl. ABl E G 6/24 v. 10.1. 1979. 
[73] Kritisch gegenüber der diesbezüglichen britischen Gesetzgebung ist Susan Atkins, 
Social Security Act 1980 and the E E C Directive on Equal Treatment in Social Security 
Benefits, in: J. S. W. L . (= The Journal of Social Welfare Law) 1981, 16 ff., 20.: „It is 
clear from the provisions of the Social Security Act 1980 outlined above that the govern­
ment has not accepted the principle of full equality and even the „greater equality" it has 
granted has been postponed. . . . The changes made by the Social Security Act 1980 are 
merely adjustments to the system. Women have not been placed on a truly equal footing 
with men. It seems that despite the E E C Directive, the British social security system will 
persist in assuming all women's role to be primarily domestic, all men's role economic." 
[74] Der Gerichtshof, a. a. O. (wie Fn. 67), S. 1290, vertrat die Auffassung, diese Frage 
sei nicht entscheidungserheblich. 
[75] Vgl. Derrick Wyatt, in: E. L. Rev. 1980, 374 ff., 380. 
[76] Zur Rechtsnatur der Richtlinie im Gemeinschaftsrecht vgl. z. B. Helmut-Ernst 
Schuster, Die EWG-Richtlinie. Ihre Funktion für die europäische Integration, Verbesserung 
der Kontrollmöglichkeiten der Kommission bei ihrer Umsetzung in nationales Recht, Frank­
furt u. a. 1977; daselbst s. auch zur Rechtsprechung des E u G H über die unmittelbare Wir­
kung von Richtlinien. 
[77] Vgl. Sdiultc/Zacher, Jahrbuch 1980, 387 ff. 
[78] Vgl. hierzu Peter Karpenstein, Zur Entwicklung des Gemeinschaftsrechts, in: EuR 
(= Europarecht) 1980, 258 ff., 261. Siehe zu dieser Entwicklung auch Hans Kutscher, Ab­
schied vom Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, in: EuR 1981, S. 1 ff. 
[79] Erich Bülow, Überlegungen für eine Fortentwicklung des Rechts der Gemeinschafts­
gerichtsbarkeit, in: EuR 1980, 307 ff., 315. 
[80] Zu näheren Einzelheiten vgl. Francis Jacobs, in: E. L. Rev. 1980, 52 ff.; ferner Peter 
Karpenstein, a. a. O. (wie Fn. 77), S. 261 ff. - Zur Rolle des Gerichtshofs vgl. allgemein 
auch H . J. M . Boukema, Preservation of the Judiciary in the E E C , in: Legal Issues of 
European Integration, 1980/2, S. 87 ff. 
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A 
Abänderungsbescheid 134 
Abgabevorschrift 

des § 2 Abs. 3 G A L 183 f. 
Abmahnung und Kündigung im Arbeits­

recht 340 f. 
Abwälzungsansprüche 274 ft. 
Änderungskündigung 341 
Ärzte 

Zulassungsordnung für - 143 
Ärzte und Krankenkassen 

Selbstverwaltung der - 143 ff. 
Agrarsoziales Ergänzungsgesetz, Zweites 

25 f. 
Aktieneinsichtsrecht 

23,285 
Aktionsprogramm zur beruflichen Reha­

bilitation von Behinderten 421 
Alkoholmißbrauch und Versicherungs­

schutz 90 
Altersgeld 

und Landabgaberente 185 f., 194 
Altersgrenze 

im Ausbildungsförderungsrecht 319 f. 
Altershilfe für Landwirte 25 f., 180 ff. 
Altersruhegeld 116 
Altersversorgung, betriebliche 358 ff. 
Ambulante Not faübehandlungen 

in Krankenhäusern, Vergütung 147 f. 
Amtsermittlungsgrundsatz 285 
Amtshilfe 283 

- und Schweigepflicht 301 
Amtssprache 

23, 284 f., 300 
Anfechtung des Arbeitsvertrages 340 
Anhörung Beteiligter 132 f., 285, 302 

- Pflicht zur - 53 ff. 
Annahmeverzug 

im Arbeitsrecht 366 
Anspruchsübergang 

gem. § 1542 R V O 398 f. 
Antragstellung, rückwirkende 285 f. 
Anwaltszwang 395 f. 
Anwartschaftszeit 

für den Anspruch auf Arbeitslosengeld 
243 

Anwendungsbereich 
des SGB X 282 f. 

Apothekenbetriebsordnung 
Dritte Verordnung zur Änderung der 
-142 

Apothekenwesen, 
Gesetz über das - 142 

Apotheker 
Approbationsordnung für - 142 

Arbeitnehmerbegriff 82 f., 338 
Arbeitnehmerbeiträge, 

Nichtabführung von - 378 
Arbeitnehmerüberlassung 255 ff. 

- gewerbsmäßige 255 f. 
- illegale 257 f. 
- Stand der rechtspolitischen Diskus­
sion 258 f. 
- zugelassene - 256 f. 

Arbeitsaufnahme, 
Förderung der - 232 ff., 239 f. 

Arbeitsbeginn, 
Versicherungsschutz vor - 88 

Arbeitseinkommen und Arbeitsentgelt 
60 

Arbeitsentgelt, 
fiktives - nach § 112 Abs. 7 A F G 247 
- n a c h § 112 Abs. 5 A F G 246 

Arbeitserlaubnis 
für ausländische Arbeitnehmer 231 f. 

Arbeitsförderung in der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts 43 f. 

Arbeitsförderungsgesetz, 
Änderung des - aufgrund des SGB X 
228 ff. 
- und Nebengesetze in der sozialge­
richtlichen Rechtsprechung 227 ff. 

Arbeitsgerät 
Instandhaltung eines - und Versiche­
rungsschutz 91 f. 

Arbeitskampfrecht 367 ff. 
Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, 

Beredmung von - 246 ff. 
- gemeinsame Voraussetzungen 242 f. 
Ruhen des Anspruchs 248 f. 
Berücksichtigung von Zuwendungen 
230 

Arbeitslosenhilfe, 
Spezielle Voraussetzungen für die -
243 ff. 

Arbeitslosigkeit, 
Leistungen bei - 242 ff. 

Arbeitsmarkt 
Kontrolle und Regulierung des - 231 f. 

Arbeitsunfall 88 ff. 
Arbeitsverhältnisse, befristete 338 ff. 
Arbeitszeit, 

tarifliche regelmäßige wödientl iche 
246 

Arzneimittel, 
Preisvergleichsliste für - 144 

Arzneimittelpreisverordnung 143 
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Arzneimitte lprüfung 153 
Asylbewerber, 

vorübergehender und gewöhnlicher 
Aufenthalt 218 

Aufhebungsvertrag 
und betriebliche Altersversorgung 365 f. 

Aufklärung, Beratung und Auskunft 49 ff. 
Aufrechnung und Verrechnung 56 f. 
Aufsichtsrecht über die Versicherungsträ­

ger 61 f. 
Auftragsverhältnis 

öffentlich-rechtliches - zwischen Lei­
stungsträgern 267 ff. 

Ausbildung, berufliche 235 f. 
Ausbildung 

im Kindergeldrecht 220 
Ausbildung, weitere -

und Darlehensförderung 325 
Ausbildungsförderung, 

elternunabhängige 321 f. 
Ausbildungsförderungsrecht 317 ff. 
Ausbildungsfreibetrag 412 
Ausbildungs- und Arbeitsförderung 

in der Rechtsprechung des B G H 401 
Auskunft 49 ff. 
Auslandsaufenthalt 

Weitergewährung von Leistungen nach 
- 253 

Auslandsberührung 
und »bisheriger Beruf« 114 ff. 

Auslandskuren 
in der L A H (§§ 6, 7 G A L ) 186 f. 

Ausschließungsgründe 284 
Aussperrung, 

»Kampf um d i e - « 367 ff. 
Auszahlung von Geldleistungen 56 

Β 
Beamtenpensionen, Besteuerung von - 45 
Bedarf 

im Ausbildungsförderungsrecht 327 f. 
Bedingung, wesentliche 88 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses, 

Abfindung und Schadensersatz 346 ff. 
Befangenheitsgründe 284 
Behandlungsfehler, ärztlicher - als Ar­

beitsunfall 387, 389 f. 
Behandlungs- und Verordnungsweise, 

Wirtschaftlichkeit d e r - 152 f. 
Beitragsberechnung 

bei Bezug von Übergangsgeld 74 
Beitragsgerechtigkeit 45 
Beitragspflicht 

des Übergangsgeld zahlenden Reha-
Trägers 73 f. 

Beitragspflicht 
nach dem A F G 253 f. 

Beitragsrecht 
in der Rentenversicherung 109 f. 

Belegärztliche Leistungen, 
Vergütung 147 

Bemessungszeitraum 
n a c h § 112 Abs. 3 S. 1 A F G 246 

Beratung 49 ff. 
Beratungspflicht 301 f. 
Bergbau 

Unfallversicherung für den - 163 ff. 
Beruf, »bisheriger« 114 f. 
Berufsbildungsabgabe und 

Künstlersozialabgabe 29 
Berufskrankheit 

als Arbeitsunfall 94 f. 
Berufsmäßigkeit 

der Beschäftigung 107 ff. 
Berufsschadensausgleich 206 f. 
Berufssoldaten 

und landw. Unternehmer, Versiche­
rungspflicht 188 

Berufsunfähigkeit 113 ff. 
Beschäftigungsverhältnis, 

versicherungspflichtiges 75 
Beschäftigung und selbständige Tätigkeit 

59 f. 
Beschwerdeberechtigung 

der RV-Träger im Verfahren über den 
Versorgungsausgleich 396 ff. 

Bestandskraft von Verwaltungsakten 305 f. 
Bestandsschutz 

der Arbeitsverhältnisse von Schwerbe­
hinderten 349 ff. 

Bestandsschutz und Betriebsveräußerung 
345 f. 

Bestandsschutz 
von Arbeitsverhältnissen 338 ff. 

Beteiligte 
des Verwaltungsverfahrens 284 

Betriebliche Altersversorgung 358 ff. 
- und flexible Altersgrenze 363 

Betriebsrenten, Anpassung von - 364 f. 
Betriebsrisikolehre 369 f. 
Betriebs- und Haushaltshilfe 195 ff. 
Betriebsveräußerung 

und Bestandsschutz 345 f. 
Beweislast 

und Amtsermittlung 303 
Bewilligungszeitraum 

im Ausbildungsförderungsrecht 325 
Bewirtschaftungsverhältnisse, 

abweichende Berücksichtigung bei der 
Beitragsveranlagung nach dem Arbeits­
bedarf (S 809 RVO) 179 

Bildung, berufliche und Arbeitsaufnahme, 
Förderung der - 232 ff. 

Bindung 
an Rentenauskunft 129 ff. 

Blutprobe 290 
Bundesarbeitsgericht, 

Sozialrecht in der Rechtsprechung des 
- 337 ff. 

Bundesfinanzhof, 
Sozialrecht in der Rechtsprechung des 
- 405 ff. 
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Bundesgerichtshof, 
Sozialrecht in der Rechtsprechung des 
- 377 ff. 

Bundeskindergeldgesetz 217 ff. 
Bundesverfassungsgericht, 

Sozialrecht in der Rechtsprechung des 
- 33 ff. 

Bundesverwaltungsgericht 
Sozialrecht in der Rechtsprechung des 
- 311 ff. 

Bundeszuschuß entsprechend § 381 a 
R V O 75 

C 
Conterganschadensfälle 26 
culpa in contrahendo 50 

D 
Datenerfassungs- und Datenermittlungs­
verordnung, 

Novellierung 27 
Daten, personenbezogene 291 
Datenschutz 24 f. 
Datenverarbeitung, 

Schutz der Sozialdaten bei der - 295 
Dauerverwaltungsakte 24 
Deutsche jenseits von Oder und Ne iße , 

Rentenzahlung 39 ff. 
Dienstreise und Versicherungsschutz 91 
Diplompsychologe, 

Teilnahme an der kassenärztlichen Ver­
sorgung 149 

Direktionsrecht 
des Arbeitgebers 366 

Doppelbezug von Sozialleistungen 34 

E 
EG-Beitritt Griechenlands 421 
Eherechtsreformgesetz, Erstes 35 ff. 
Ehrenamt, kommunales 84 
Eigentum, Renten und Rentenanwart­

schaften als - 36, 45 
Eingliederungsprinzip 40 
Einkommen, anzurechnendes -

des Auszubildenden 322 f. 
Einkommensermittlung, 

Anrechnung von Leistungen und Be­
rechnung 208 

Einkommensverlust, 
Feststellung des schädigungsbedingten -
207 

Elternunabhängige Ausbildungsförderung 
321 f. 

Entlassungen und Umsetzungen, 
Mitteilung voraussichtlicher - 231 

Entschädigung, soziale 
in der sozialgerichtlichen Rechtspre­
chung 203 ff. 

Ergänzungsgesetz, Zweites 
Agrarsoziales 25 f. 

Erlaß 60 f. 
Ermessen und unbestimmter Rechtsbegriif 

303 f. 
Ermessensentscheidungen 

und Begründungspflicht 122 f. 
Ersatzansprüche 125 ff. 
Ersatzansprüche zwischen Leistungsträ­

gern 
- wegen Leistungen kraft substitutiver 
Leistungspflicht 266 ff. 
- wegen Leistungen kraft originärer, 
aber intern subsidiärer Leistungspflicht 
270 ff. 

Erstattung von vorgeleisteten Soziallei­
stungen und Vorschüssen 55 f. 

Erstattungspflicht 
von Auslagen 23 

Erwerbsfähigkeit, 
Minderung der - 95 ff. 

Erwerbsunfähigkeitsrente, 
Umwandlung in Altersruhegeld 395 

Europäische Gemeinschaften, 
Sozialpolitik und Sozialrecht der -
419 ff. 

Europäischer Gerichtshof, 
Sozialrecht in der Rechtsprechung des 
- 419 ff., 422 ff. 

Europäischer Sozialfonds 420 
Erwerbsunfähigkeit 113 ff. 

F 
Fachrichtungswechsel, 

Ausbildungsförderung bei - 317 f. 
Fahrlässigkeit, grobe 390 f. 
Familienförderung und Steuerentlastung 

26 
Familienkrankenhilfeanspruch 67 
Familienkrankenpflege 

und selbständige Familienangehörige 
67 f. 

Fernunterricht 
keine Schulausbildung 220 

Fertigarzneimittel 
Verordnung über die Bezeichnung der 
Art der wirksamen Bestandteile von -
142 f. 

Flächenwert 
als Beitragsmaßstab i. S. d. § 65 Abs. 5 
K V L G 191 ff. 

Flüchtlinge 
Gesetz über Maßnahmen für im Rah­
men humanitärer Hilfsaktionen aufge­
nommene - 230 f. 

Förderungsdauer 
im Ausbildungsförderungsrecht 325 ff. 

Förderung von Jugendlichen 
in der E G 420 

Forschungsinstitut 
für die kassenzahnärztliche Versorgung 
145 
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Fortbildung, berufliche 
und Umschulung 236 fr. 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer 114 
- im EG-Recht 420, 443 ff., 445 f. 

Fristen 302 f. 

G 
Gefäll igkeitsleistungen 

familiärer Art, Versicherungsschutz 
nach § 539 Abs. 2 R V O 173 f. 

Gefäll igkeitsleistungen 
und Unfallversicherungsschutz 85 f. 

Gefahrgeneigte Arbeit 351 
Geheimnisbegriff 291 
Gemeinschaft, eheähnliche 

im Wohngeldrecht 329 
Geschiedenenwitwenrente 117 f. 
Gesetzgebung, sozialrechtliche 21 ff. 
Gesundheitssicherstellungsgesetz 141 f. 
Gewalttaten, 

Entschädigung für die Opfer von - 212 
»Gewaltverhältnis , besonderes« 300 
Gleichbehandlung von 

Männern und Frauen im EG-Recht 
420, 446 ff. 

Gleichheitssatz 110 f. 
Gratifikation 

und Gleichbehandlungsgrundsatz 357 

H 
Häftlingshilfe 332 f. 
Haftungsfreistellung 

nach § 637 R V O 388 f. 
Hauptfürsorgestel le, 

Zustimmung zur Kündigung von 
Schwerbehinderten 349 f. 

Hausgehilfe 410 f. 
Haushaltsaufnahme 

eines Stiefkindes 121 f. 
Haushaltshilfe 68 f. 
Haushaltung 

als Teil des landw. Unternehmens nach 
§ 777 Nr . 1 R V O 178 f. 

Hauterkrankung 99 
Herstellungsanspruch 49 ff. 
Hilfsmittel (§ 182 b R V O ) 66 f. 
Hilfswerk für behinderte Kinder 26 
Hinterbliebenenrente 117 lf. 
Hinterbliebenenversorgung 210 
Hinterbliebenenversorgung 

in der Rentenversicherung, Neuord­
nung 31 

Holzfäl lerarbeiten 
Versicherungsschutz nach § 539 Abs. 1 
Nr. 15 R V O 170 f. 

Honorarvertei lungsmaßstab 153 f. 

I 
Impfschadensrecht 205, 213 
Informationsbefugnis 

von Ersatzkassenärzten an Versicherte 
ü b e r p r ü f m a ß n a h m e n 146 

Insolvenzschutz 
nachBetrAVG 364 

Interessenabwägung 24 
Internatsunterbringung 

und Unfallversicherungsschutz 85 

j 
Jagdgast, Jagdgehilfe und Jagdaufseher, 

Unfallversicherungsschutz von - 87 
Jahresarbeitsverdienst 

als Berechnungsgrundlage 95 f. 
Jugendhilferecht 316 f. 

Κ 
Kassenärztliche Versorgung 

- Eignung für die Ausübung kassen­
ärztlicher Tätigkeit 149 f. 
- Verzicht auf Zulassung 150 
- Entzug der Zulassung und Wieder­
erteilung 150 f. 
- Entzug der Zulassung und Diszipli­
narverfahren 151 
- Rechtsnatur der Ermächtigung und 
ihr Verhältnis zur Beteiligung 151 f. 

Kassenarzt, Entziehung der Zulassung 35 
Kassenarztrecht 137 fr. 
Kassenzahnarztrecht 137 ff., 154 f. 
Kausalität, haftungsbegründende 88 ff. 
Kausalitätsfragen 

im sozialen Entschädigungsrecht 205 f. 
Kind, schulpflichtiges, 

Versicherungsschutz bei verbotswidri­
ger Beschäftigung 385 f., 387 

Kinder 
Andere Leistungen für - 222 

Kinder 
verbotswidrige Beschäftigung von -
und Haftungsausschluß nach § 636 
R V O 180 

Kinderbegriff 
des Kindergeldrechts 219 ff. 

Kinderbetreuungsbetrag 
als außergewöhnliche Belastung (§ 33 a 
Abs. 3 Nr. 1 EStG) 407 

Kindergeld 26 
- Anspruchsberechtigung 221 f. 
- Beginn und Ende des Anspruchs 222 
- Bescheid, Absehen von einem Be­
scheid 224 f. 
- Entziehung des - 224 
- H ö h e des - 222 
- in der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs 400 
- Pfändung, Verpfändung und Abtre­
tung des - 223 f. 
- Rechtsweg 225 
- über das 27. Lebensjahr hinaus 220 f. 
- und Auslandsaufenthalt des Kindes 
221 
- und Berechnung des Unterhaltsscha-
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dens der Hinterbliebenen der Verun­
glückten 218 
- und Kinderfreibetrag 406 
- und Pflegegeld 219 
- Zahlung an Angehörige des öffent­
lichen Dienstes 225 
- zwischen zwei Ausbildungsabschnit-
ten 220 

Kindergeldrecht 217 ff. 
Kinderlastenausgleich 406 ff. 
Kinderzuschuß 119 ff. 

- an Großel tern 33, 41 f. 
- Besteuerung des - 413 
- und betriebliche Versorgungsleistun­
gen 361 
- und Unterhaltsverpflichtung des an­
deren Elternteils 394 f. 

Klagebefugnis 
nach § 639 R V O 100 f. 

Kleinlandwirtc, 
Schwerbeschädigte 189 

Knappschaftliche Krankenversicherung 
157 ff. 

Knappschaftliche Rentenversicherung 
160 ff. 

Knappschaftsrecht 
in der sozialgerichtlichen Rechtspre­
chung 157 ff. 

Körperbehinderte Kinder 411 
Konkursausfallgeld 250 f. 
Konzertierte Aktion 138 
Kosten 

bei irrtümlicher Leistungsgewährung 
306 

Kostenanteil 
bei der Abnahme von Arznei-, Ver­
bands- und Heilmitteln, Befreiung vom 
- 73 

Kostenerstattung 
für selbstbeschaffte Arzneimittel 72 

Kostenvorschriften 
des Sozialredits 290 

Kraftfahrzeughaltung 
und Unfallversicherungsschutz 87 f. 

Krankengeld 
Wiedergewährung von - 70 
- bei Maßnahmen zur Verhütung von 
Erkrankungen 70 f. 
Pflegekrankengeld 71 

Krankenhausfinanzierungsgesetz 139 f. 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des - 29 f. 

Krankenhaus-Kostendämpfungsgesetz , 
Referentenentwurf 140 

Krankenhauspflege 65 f. 
Krankenkassen 

Verhältnis zu Ärzten , Zahnärzten, 
Krankenhäusern, Apotheken, Hebam­
men und anderen Heilberufen 137 ff. 

Krankenlohn, Berechnung 367 
Krankenpflege, häusliche 68 

Kranken- (und Rentenversicherung 
der Empfänger von Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhilfe, Unterhaltsgeld und 
Ubergangsgeld, Kurzarbeiter- und 
Schlechtwettergeld 253 

Krankenversicherung, 
Beitragspflicht für abhängig beschäftig­
te Rentner 34 f. 

Krankenversicherung 
in der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs 377 ff. 

Krankenversicherung 
in der Rechtsprechung des Bundesver­
fassungsgerichts 33 ff. 

Krankenversicherung der Rehabilitanden 
74 f. 

Krankenversicherung, gesetzliche 
- in der sozialgerichtlichen Rechtspre­
chung 65 ff. 
- Leistungsrecht 65 ff. 
- Beitragsrecht 73 ff. 
- Mitgliedschaftsrecht 75 ff. 
- Organisationsrecht 77 
- Besoldungsrecht 77 f. 
- Sozialgerichtsverfahren 78 

Kriegsgefangenenentschädigung 330 
Kriegsopferfürsorge 331 f. 
Kündigung und Arbeitsunfähigkeit 353 f. 
Kündigung und Kurzarbeit 343 f. 
Kündigung von Arbeitsverhältnissen 

340 ff. 
Kündigung wegen Krankheit 341 ff. 
Künstlersozialabgabe 28 f. 

- und Berufsbildungsabgabe 29 
Künstlersozialkasse 29 
Künstlersozialversicherungsgesetz, 

Entwurf 27 ff., 140 f. 
Kurzarbeitergeld 241 f. 

L 
Landabgaberente 

und Altersgeld 185 f., 194 
Keine Formalmitgliedschaft von Bezie­
hern von - in der Rentner-Kranken­
versicherung 189 f. 

Landeskrankenhausgesetz 
nordrhein-wcstfälisches und rheinland-
pfälzisches - , Verfassungsmäßigkeit 145 f. 

Landwirte, Altershilfe für - 25 f. 
Landwirtschaftliche Krankenversicherung 

188 ff. 
Landwirtschaftliche Sozialversicherung 

in der sozialgerichtlichen Rechtspre­
chung 167 ff. 

Landwirtschaftliche Unfallversicherung 
169 ff. 

Lebensunterhalt 
Einnahme zum - (§ 180 Abs. 4 S. 1 
R V O ) 73 

Legehennenhaltung 194 f. 
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Leiharbeitnehmer 255 fï. 
Leistung, vermögenswirksame 120 
Leistungen 

im sozialen Entschädigungsrecht 206 ff. 
Leistungen, 

vorläufige und Ersatzanspruch 266 f. 
Leistungsfähigkeit 

des Arbeitnehmers, Minderung der -
(§ 112 Abs. 8 AFG) 247 

Leistungsfinanzierung 
der Krankenversicherung 378 ff. 
- der Unfallversicherung 387 ff. 

Leistungsfortzahlung im Krankheitsfall 
(S 105 b A F G neu) 229 f. 

Leistungsgruppen 248 
Leistungsneufeststellung 131 
Leistungsrecht 

in der Rentenversicherung 110 ff. 
- in der Unfallversicherung 95 ff. 

Logopädengesetz 143 
Lohnfortzahlung 

bei freigestellten Personalrats- oder Be-
triebsratsmitgliedern 367 

Lohnfortzahlung, Verzicht auf - 354 f. 
Lohnfortzahlungsansprüche, 

Fälligkeit der - 355 
Lohnfortzahlungsansprüche, 

Ubergang auf die Krankenkasse 356 f. 
Lohnfortzahlung und Aufhebungsvertrag 

355 f. 
Lohnfragen 352 f. 
Lohnpfändung 352 f. 
Lohnzahlung im Krankheitsfall, 

Grenzen 353 ff. 

M 
Massentatbestände 24 
Meldeverfahren in der Sozialversicherung 

26 f. 
Mieter, 

Versicherungsschutz des - 88 
Minderung der Erwerbsfähigkeit 208 f. 
Minderung des Familienaufwands 406 ff. 
Mitwirkungspflichten 57 ff. 
Modellversuch 

zur Erhöhung der Leistungs- und Ko­
stentransparenz in der gesetzlichen 
Krankenversicherung 144 

Mutterschaftshilfe 69 
Mutterschafts- und Kinderrichtlinien, 

Neufassung d e r - 143 f. 
Mutwillenskosten 290 

Ν 
Nachbarschaftliche Hilfeleistungen 

Versicherungsschutz nach § 539 Abs. 1 
Nr. 5 oder Abs. 2 R V O 171 f. 

»Nachbesserungspflicht« 
des Gesetzgebers 41 

Nachentrichtung von Beiträgen 109 f. 
Nachschaden 204 f., 207 

Nahtlosigkeit 
zwisdien Leistungen der BA und der 
gesetzlidien Rentenversicherung 228 f. 

Nebenbeschäftigung 
versicherungsfreie - 107 ff. 

Nebenerwerbslandwirt 
Versicherungsschutz nach § 539 Abs. 1 
Nr. 5 R V O bei selbstgeschaffener Ge­
fahr 169 f. 

Neufestsetzung 
der Rentenhöhe 131 
Neufestsetzung einer Rente zu Ungunsten 

des Verletzten 99 f. 
Nichtärzte 

Teilnahme an der kassenärztlichen Ver­
sorgung 149 

Nichtförmlichkeit 
des Verfahrens 284 

Niederschlagung 60 f. 
Notfalldienst, 

Freistellung vom kassenärztlichen -
148 f. 

Notfalldienstarzt, 
- Eignungsvoraussetzungen 148 
- Präsenspflicht des - in seiner Praxis 
148 

Nothilfe, 
Anwendbarkeit des § 539 Abs. 2 R V O 
im Fall d e r - 386 

Nothilfeleistung 391 f. 

Ο 
Offenbarung 

von Sozialdaten 291 ff. 
Opferentschädigung 212 

Ρ 
Personenkreis, 

versicherter - in der Unfallversicherung 
82 ff. 

Pferdezuchtbetriebe 
als landw. Unternehmen i. S. d. § 1 Abs. 
3 G A L 180 f. 

Pflegekindverhältnis 219 
Polikliniken, 

Verträge mit - 146 f. 
Private und betriebliche Sphäre 

in der L U V 174 ff. 
Probearbeitsverhältnisse 

Schwerbehinderter 350 

R 
Rechtsbehelfsbelehrung, 

falsche 306 
Rechtsbehelfsverfahren 

nach SGB X 289 f. 
Regreß 

gem. § 640 R V O 392 f. 
Rehabilitation, 

Berufsfördernde Leistungen zur - 240 f 
- keine - für DO-Angestellte und Be­
amte 110 ff. 
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Rehabilitationsrecht 110 ff. 
Reisekosten 72 
Rentenantrag, 

Fiktion des - 112 f. 
Renten(anwartschaften) als Eigentum 

36, 45 
Renten-Optimierungsberechnung 51 
Rentenversicherung 

in der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs 393 ff. 

Rentenversicherung, 
in der Rechtsprechung des Bundesver­
fassungsgerichts 35 ff. 

Rentenversicherung 107 ff. 
Versicherungs- und Beitragsrecht 107 ff. 
Leistungsrecht 110 ff. 
Verwaltungsverfahren 128 ff. 
Sozialgerichtsverfahren 133 ff. 

Rezession, wirtschaftliche 421 
Rückforderung von Renten 122 ff. 
Rücknahme von Verwaltungsakten 23 f. 
Rückzahlungsklauseln 

bei Ausbildungsfinanzierung durch den 
Arbeitgeber 358 

Rückzahlung von Leistungen 
nach dem A F G 252 f. 

S 
Selbständige, soziale Sicherheit der - in 

der E G 420 f. 
Selbsthilfe beim Wohnungsbau 

(S 539 Abs. 1 Nr . 15 R V O ) 82, 85 
Sonderausgabenabzug 

von Vorsorgeaufwendungen 413 
Sonderzahlungen, 

sonstige - und Gleichbehandlungs­
grundsatz 357 f. 

Sozialdaten, 
Schutz der - 24 f., 279 ff., 290 ff., 301 

Soziale Entschädigung 
in der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs 399 f. 
- in der sozialgerichtlichen Rechtspre­
chung 203 ff. 

Sozialgerichtsverfahren 78, 133 ff. 
Sozialgesetzbuch 

- Allgemeiner Teil (SGB I) 49 ff. 
- Drittes Kapitel des Zehnten Buches 
(Zusammenarbeit der Leistungsträger 
und ihre Beziehungen zu Dritten) 30 f. 
- Erstes Kapitel des Zehnten Buches 
22 ff. 
- Geltungsbereich des - 51 f. 
- Gemeinsame Vorschriften für die So­
zialversicherung (SGB IV) 49 ff. 
- weitere Arbeiten am - 31 
- Zehntes Buch, V w V f G und bislang 
geltendes Recht 281 ff. 
- Zweites Kapitel des Zehnten Buches 
24 f. 

Sozialhilfe 
und Einkommensteuer 413 ff. 

Sozialhilferecht 312 ff. 
Sozialleistungen 

Gebot zur Individualisierung von - 53 
Sozialleistungsträger 

Beziehungen der - zueinander in der 
sozialgerichtlichen Rechtsprechung 
265 ff. 

Sozialplanpflichtigkeit 346 ff. 
Sozialpolitik und Sozialrecht 

der Europäischen Gemeinschaften 419 ff. 
Sozialrecht 

- in der Rechtsprechung des Bundesar­
beitsgerichts 337 ff. 
- in der Reditsprechung des Bundesfi­
nanzhofs 405 ff. 
- in der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs 377 ff. 
- in der Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichts 33 ff. 
- in der Rechtsprechung des Bundes­
verwaltungsgerichts 311 ff. 
- in der Rechtsprechung des Europäi­
schen Gerichtshofs 419 ff., 422 ff. 

Sozialrechtsnormen 
in Stcuergesetzen 405 f. 

Sozialrechtsverhältnis 300 
Sozialverfahrensrecht 22 ff., 299 ff. 
Sozialverwaltungsverfahren 279 ff. 
Sozialwirtschaftliche 

Maßnahmen 195 ff. 
Sperrzeiten 249 f. 
»Sphärentheorie« 369 
Sprachstörung, psychisch bedingte - 69 
Subsidiarität 

der Leistungspflicht 270 ff. 
Schadensersatz 

nach § 145 Nr . 1 A F G 252 
Schadensersatzanspruch 

nach § 628 Abs. 2 im Konkurs des Ar­
beitgebers 348 f. 

Schadensersatzansprüche 
des Nothelfers 391 f. 

Schadensersatzansprüche 
von Schwerbehinderten 351 

Schiedsamt 152 
Schiedsamtsbesetzung 

Verfassungsmäßigkeit der - bei Beur­
teilung von Verträgen mit Zahntechni­
kern 155 

Schülerunfallversicherung 82, 84 
Schweigepflicht 

des Kassenarztes gegenüber seinen Pa­
tienten 33 f. 
- und Amtshilfe 301 

Schwerbehinderte, 
Außerordentl iche Kündigung von -
349 

Schwerbehindertenrecht 212 f. 
Schwerbeschädigtenzulage 208 
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Schwesternschülerinnen, 
Vergütung von - 353 

St 
Steuerentlastung und Familienfördcrung, 

Gesetz zur - 230 
Steuerentlastungsgesetz 1981 412 
Steuergesetze und Sozialrechtsnormen 

405 f. 
Steuerklassenwechsel 

zwischen Ehegatten im Arbeitsförde­
rungsrecht 247 f. 

Stiefkind 
Haushaltsaufnahme 121 f. 

Strafvollzugsfortentwicklungsgesetz, 
Entwurf 30 

Strahlenschäden, 
genetisdie - bei Kindern 408 ff. 

Streutorf unternehmen 194 f. 
Strukturverbesserung 

sozialrechtliche Maßnahmen zur -
193 ff. 

Studenten 
Versicherungsfreiheit von - 75 f. 

Studium 
Verzögerung der Aufnahme des - 119 f. 

Stundung 60 f. 

Τ 
Tarif lohnerhöhungen, 

Anrechnung von übertariflichen Lei­
stungen 352 

Tätigkeit , 
eigenwirtschaftliche 88, 93 
- selbständige 59 f. 

Teilhaberrente 31 
Teilzeitarbeitsplätze 114 
Tod als Unfallfolge 89, 98 f. 

U 
Übergang 

von Schadensersatzansprüchen gem. 
§ 1542 R V O 387 f. 

Übergangsgeld 208 
Übergangsrecht (SGB I Art. II § 23 Abs. 

2 SGB) 56 
Überleitungsanzeige 

im Ausbildungsförderungsrecht 323 ff. 
Umschulung 236 ff. 
Unfallversicherung 

in der Rechtsprechung des Bundesge­
richtshofs 385 ff. 

Unfallversicherung, 
in der Rechtsprechung des Bundesver­
fassungsgerichts 35 

Unfallversicherung 81 ff. 
versicherter Personenkreis 82 ff. 
Versicherungsfall 88 ff. 
Leistungsrecht 95 ff. 
Klagebefugnis (§ 639 R V O ) 100 f. 

Rechtsverhältnisse der Unfallversiche­
rungsträger 101 f. 

Unfallversicherung für den Bergbau 163ff. 
Unfallversicherungsträger 

Rechtsverhältnisse der - 101 f. 
Unterhaltsberechtigung 

Begriff d e r - 67 
Unternehmereigenschaft 

Verlust der - bei gewerblicher Nutzung 
früher landw. genutzter Flächen (§ 2 
Abs. 3 Satz 1 G A L ) 181 ff. 

Unternehmertät igke i t , 
landwirtschaftliche - , Dauer in den 
sechs Jahren vor der Stellung eines A n ­
trags auf Beitragsbefreiung nach § 14 
Abs. 2 a G A L 1974 188 

Unternehmertät igke i t , selbständige 82 
Unterstützungskassen, 

Recht der - nach BetrAVG 360 f. 
Untersuchungsgrundsatz 285 
Unverfallbarkeitsf risten 

nach BetrAVG 359 f. 
Urlaubsrecht 358 

V 
Verfallklausel, tarifliche 352 
Verfügbarkeit 

im Arbeitsförderungsrecht 242 f. 
Verhaltenstherapie 

Einführung der - bei den Ersatzkassen 
145 

Verordnungsmengen, 
therapiegerechte 144 f. 

Verpachtungszeitraum 
in § 2 Abs. 3 Satz 2 G A L , Verfassungs­
mäßigkeit 184 f. 

Versicherungsfall 
in der Unfallversicherung 88 ff. 

Versicherungsfreiheit von Studenten 75 f. 
Versicherungspflicht 

nach § 4 K V L G , Befreiung von der -
190 f. 

Versicherungsrecht 
in der Rentenversicherung 107 ff. 

Versicherungs- und Versorgungsschutz 
Konkurrenz 204 

Versicherungszeiten 
Bindung an Rentenauskunft 129 ff. 

Versorgungsausgleich 33, 35 ff., 396 ff. 
Versorgungsbezüge, unverfallbare -

Kürzung durch Betriebsvereinbarung 
363 f. 

Versorgungsrecht, materielles 203 ff. 
Vertrag, öffentlich-rechtlicher 289 
Vertrauensschutz 24 
Vertriebenenrecht 331 
Verwaltung, innere - und Sozialverwal­

tung 23 
Verwaltungsakt 51, 54, 286 ff., 304 ff. 

Bitte als- 123 f. 
Rücknahme und Widerruf 23 f. 
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Verwaltungsfunktion 
im sozialen Rechtsstaat 280 

Verwaltungsprozeßrecht 211 f. 
Verwaltungsrechtsverhältnis 299 f. 
Verwaltungsverfahren 128 if., 279 ff. 

Allgemeine Vorschriften über das -
283 ff. 
- der Sozialleistungsträger 22 ff. 

Verwaltungsverfahrensrecht 210 f. 
Allgemeines - und Sozialverfahrens-
recht 22 f. 

Verwandte und Verschwägerte 
Tätigkeiten für - und Versicherungs­
schutz nach § 539 Abs. 2 R V O 172 f. 

Verweisungsbeschluß 
Beschwerde gegen - eines SG 134 f. 

Verweisungstätigkeit 113 f. 
Verzinsung von Geldleistungen 56 
Vorausleistungen 

auf die Ausbildungsförderung 323 
Vollstreckungsmöglichkeiten 

des Sozialrechts 290 
Vorverfahren 128 

W 
Waisenrente 117 
Wanderarbeitnehmer 

- Erbringung von vorläufigen Leistun­
gen 442 f. 
- freiwillige Versicherung 426 f. 
- Leistungen bei Alter und Tod (Ren­
ten) 434 f. 
- Leistungen bei Arbeitslosigkeit 435 ff 
- Leistungen bei Invalidität 432 ff. 
- Leistungen bei Krankheit und Mut­
terschaft 427 f. 
- Leistungen für unterhaltsberechtigte 
Kinder von Rentnern und für Waisen 
439 ff. 
- persönlicher Geltungsbereich der 
Verordnungen über die soziale Sicher­
heit der - 422 ff. 
- sachlicher Geltungsbereich der Ver­
ordnungen über die soziale Sicherheit 
der - 424 ff. 
- soziale Sicherheit der - 420, 422 ff. 
- Tuberkulosehilfe 430 ff. 
- Verfahrensvorschriften 429 ff. 
- Voraussetzungen der Versicherung 
428 f. 

- Wohnortklausel 424 f. 
- Zusammentreffen von Leistungen 
425 f. 

Wartezeitregelung 
nach §§ 633, 635 R V O i. V . m. der Sat­
zung der L B G 176 f. 

Wegeunfall 92 ff. 
Wehrdienstbeschädigung 

anläßlich einer Familienheimfahrt 204 
Werbebeschränkungen 

Verfassungsmäßigkeit standesrechtli­
cher- 146 

Wettbewerbsverbote, 
nachvertragliche 344 

Widerruf von Versorgungszusagen 361 ff. 
Widerruf von Verwaltungsakten 23 f. 
Widerspruch 

Zuleitung eines - als Klage 128 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

23 
Wirtschaftlichkeitsprüfung 152 f. 
Witwenrente 118 f.,393 f. 
Witwenrente, Wiederaufleben 39 
Witwenversorgung bei dritter Ehe 38 f. 
Wohnwagen 

Unterbringung in - und Versicherungs­
schutz 90 f. 

Wohngeldgesetz, 5. Gesetz zur Änderung 
des - 26 

Wohngeldrecht 328 ff. 

Ζ 
Zählkindervortei l 219 
Zahntechniker 

Einbeziehung in die R V O 154 f. 
Zahntechnische Leistungen 

Vergütung von - 155 
Zusammentreffen und Anrechnung von 
Leistungen 209 
Zusatzversorgung 

für Arbeitnehmer in der Land- und 
Forstwirtschaft 193 

Zuständigkeit , örtliche 283 
Zuständigkeitsvertei lung 

zwischen den innerstaatlichen Gerich­
ten und dem Gerichtshof 422 

Zustellung 
nach SGB X 290 

Zuwendungen, einmalige - und Beitrags­
recht 74 
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